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Beginn der Sitzung: 14.00 Uhr 

Tagesordnungspunkt  

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes gegen schädliche Steuer-
praktiken im Zusammenhang mit Rechteüber-
lassungen 

BT-Drucksachen 18/11233, 18/11531 

 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herzlich willk-
ommen zur 109. Sitzung des Finanzausschusses.  

Ich begrüße zu unserer öffentlichen Anhörung vor 
allem die Experten, die dem Finanzausschuss heu-
te wieder ihren Sachverstand für die Beratung zu 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf 
eines Gesetzes gegen schädliche Steuerpraktiken 
im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen“  
(BT-Drucksachen 18/11233 und 18/11531) zur 
Verfügung stellen. 

Soweit Sachverständige davon Gebrauch gemacht 
haben, dem Finanzausschuss vorab ihre schrift-
liche Stellungnahme zukommen zu lassen, sind 
diese an alle Mitglieder des Ausschusses verteilt 
worden. Die Stellungnahmen finden sich auch im 
Internetauftritt des Finanzausschusses wieder und 
werden Bestandteil des Protokolls zur heutigen 
Sitzung. 

Ich begrüße die Kolleginnen und Kollegen des Fi-
nanzausschusses und soweit anwesend auch die 
der mitberatenden Ausschüsse.  

Für das Bundesministerium der Finanzen begrüße 
ich den Abteilungsleiter Steuern, Herrn Ministeri-
aldirektor Sell, sowie weitere Fachbeamte des 
BMF. 

Ferner begrüße ich die Vertreter der Länder. 

Soweit anwesend begrüße ich die Vertreter der 
Bild-, Ton- und Printmedien. 

Nicht zuletzt darf ich die Gäste auf der Tribüne 
begrüßen.  

Zum Thema der heutigen Anhörung: Ziel des vor-
liegenden Gesetzentwurfes ist die Sicherstellung 
einer fairen Besteuerung. Mit ihr soll die steuer-
liche Abzugsmöglichkeit für Lizenzzahlungen und 
andere Aufwendungen für Rechteüberlassungen an 
nahestehende Personen eingeschränkt werden, die 
beim Empfänger aufgrund eines als schädlich ein-
zustufenden Präferenzregimes nicht oder nur nied-
rig (unter 25 Prozent) besteuert werden. Der Gesetz-
entwurf orientiert sich dabei an dem von OECD 
und G20 für das Vorliegen einer schädlichen Steu-
erpraxis herangezogenen Merkmal der fehlenden 
substanziellen Geschäftstätigkeit. 

Zum Ablauf der Anhörung: Für diese Anhörung ist 
ein Zeitraum von zwei Stunden vorgesehen, also 
bis ca. 16.00 Uhr. Nach unserem bewährten Ver-
fahren sind höchstens zwei Fragen an einen Sach-
verständigen bzw. jeweils eine Frage an zwei Sach-
verständige zu stellen. Ziel ist es dabei, möglichst 
vielen Kolleginnen und Kollegen die Gelegenheit 
zur Fragestellung und Ihnen als Sachverständigen 
zur Antwort zu geben. Ich darf deshalb alle ganz 
herzlich um kurze Fragen und knappe Antworten 
bitten.  

Die fragestellenden Kolleginnen und Kollegen darf 
ich bitten, stets zu Beginn ihrer Frage die Sachver-
ständige oder den Sachverständigen zu nennen, an 
den sich die Frage richtet, und bei einem Verband 
nicht die Abkürzung, sondern den vollen Namen 
zu nennen, um Verwechslungen zu vermeiden. 

Die Fraktionen werden gebeten, ihre Fragesteller 
im Vorhinein über die Obfrau oder den Obmann 
des Finanzausschusses bei mir anzumelden. 

Zu der Anhörung wird ein Wortprotokoll erstellt. 
Zu diesem Zweck wird die Anhörung mitgeschnit-
ten. Zur Erleichterung derjenigen, die unter Zuhil-
fenahme des Mitschnitts das Protokoll erstellen, 
werden die Sachverständigen vor jeder Abgabe 
einer Stellungnahme von mir namentlich aufge-
rufen. 
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Ich darf alle bitten, die Mikrofone zu benutzen und 
sie am Ende der Redebeiträge wieder abzuschalten, 
damit es zu keinen Störungen kommt. 

Wir beginnen mit dem ersten Fragesteller der 
CDU/CSU-Fraktion, Herrn Dr. Middelberg.  

Abg. Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU): Herz-
lichen Dank, Frau Vorsitzende. Meine erste Frage 
richte ich an die Wissenschaft, nämlich an Herrn 
Prof. Dr. Reimer und an Herrn Dr. Pinkernell.  

Es geht zunächst um eine generelle Bewertung die-
ses Gesetzentwurfes, speziell zum Themenkomplex 
„Lizenzschranke“. Können Sie bitte einmal generell 
sagen, ob Sie diesen Entwurf für geeignet halten, 
das Ziel, nämlich die Eindämmung oder Verhinde-
rung des schädlichen Steuerwettbewerbs, zu er-
reichen? Oder welche Bedenken haben Sie gege-
benenfalls anzumelden? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Reimer, bitte.  

Sv Prof. Dr. Ekkehart Reimer (Universität Heidel-
berg): Vielen Dank, Frau Vorsitzende und Herr Dr. 
Middelberg.  

Ich habe insgesamt den Eindruck, dass der Entwurf 
ausgewogen ist.  

Die Lizenzschranke kam für alle überraschend, je-
denfalls für uns in der Wissenschaft. Wir hatten 
vorher lange gehört, dass keine Lizenzschranke 
geplant sei.  

Sie ist auch überraschend abgefasst, weil sie ganz 
anders als die Zinsschranke in § 4h Einkommen-
steuergesetz (EStG) und in § 8a Körperschaftsteuer-
gesetz (KStG) strukturiert ist. Diese Unterschiede 
überraschen deshalb, weil ja an sich Lizenzen, 
Lizenzgebühren und Zinsen wirtschaftlich gegen-
einander austauschbar sind. Ob man Geldkapital 
hingibt oder ob man ein Unternehmen gewisser-
maßen dadurch ausstattet, dass man ihm IP 
(Intellectual property – geistiges Eigentum) 

überlässt, ist sehr ähnlich, da es sozusagen eine 
Sachkapitalüberlassung gegen Entgelt ist.  

Deshalb hätten wir eigentlich erwartet, wenn eine 
Lizenzschranke kommt, dass sie dann auch mit 
allen Safe-Haven-Regeln aus § 4h Absatz 2 EStG 
ausgestattet ist, also beispielsweise mit einer Frei-
grenze, mit der Regelung eines Saldos, also mit der 
Verrechnungsmöglichkeit ausgehender Lizenz-
gebühren gegen eingenommene Lizenzgebühren. 
Das hätte die Regelung in der Praxis ganz anders 
aussehen lassen. Deutschland hat einen positiven 
Saldo der eingehenden Lizenzen im Vergleich zu 
den aus Deutschland abfließenden Lizenzen.  

All das ist in dem Entwurf so nicht vorgesehen. Der 
Entwurf setzt stattdessen ganz neu an, tut das aber, 
nach meinem Eindruck, mit Augenmaß. Und ob-
wohl wir in der Wissenschaft ja dazu neigen, zu-
nächst einmal immer die pathologischen Fälle zu 
entdecken, ist es mir nicht gelungen, einen harten 
Verstoß dieser Regelung gegen Verfassungs- oder 
Unionsrecht zu entdecken. In meiner Stellung-
nahme habe ich das etwas näher ausgeführt.  

Insgesamt ist der Entwurf, mit der einen oder ande-
ren Verbesserung auf Basis der Prüfbitte des Bun-
desrates an die Bundesregierung, zumindest für die 
Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des Nexus 
Approach auf OECD-Ebene ein im Prinzip geeig-
netes Mittel, mit dem auch die Steuerpolitik der 
anderen Staaten angehalten werden soll, auf ihre 
Lizenzboxen im deutschen Interesse zu verzichten.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Dr. Pinkernell, bitte.  

Sv Dr. Reimar Pinkernell (Flick Gocke Schaum-
burg): Vielen Dank für die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme.  

§ 4j EStG des Gesetzentwurfs berührt natürlich den 
Treibstoff der Digital Economy, weil dieses IP heut-
zutage überall drinsteckt. Die Steuerpflichtigen 
sind deshalb sehr verunsichert. Ist das vielleicht 
nur die erste Salve und das erste Donnergrollen 
von dem, was noch kommt, was die Lizenzen auch 
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verteuert, was die Nutzung von IP verteuert? So, 
wie man Angst hat, dass der Ölpreis steigt, besteht 
hier die Befürchtung, dass sich die Preise für das IP 
verteuern.  

Ich muss betonen, dass ich das Ziel der Bundes-
regierung begrüße, diesen schädlichen Steuerwett-
bewerb mit Lizenzboxen einzudämmen. Denn die-
ser Steuerwettbewerb ist weder im Interesse des 
Fiskus, da am Ende die Körperschaftssteuer weg 
ist, noch im Interesse der Unternehmen, weil diese 
Lizenzboxen wettbewerbsverzerrend wirken. So 
wird dem einen Unternehmen mit dem richtigen 
Standort ein Vorteil gewährt, während die anderen 
eine höhere Steuer zahlen und dadurch im Wettbe-
werb zurückfallen.  

Ich möchte aber noch mal auf die Untersuchung 
zurückgreifen, die ich vor einigen Jahren angestellt 
hatte. In dieser habe ich mich mit konkreten Steu-
ergestaltungsmodellen beschäftigt, die zu einer 
Keinmal-Besteuerung geführt haben. Meine Grund-
erkenntnis war damals, dass nicht die Unterneh-
men die Verursacher sind, sondern diese sind le-
diglich der „Krümelspur“ gefolgt, die man ihnen 
gelegt hat. Die eigentlichen Verursacher sind die 
Staaten, die mit staatlicher Machtbefugnis diesen 
Steuerwettbewerb betreiben. Deshalb war auch die 
Erkenntnis des BEPS-Projekts gewesen, dass man 
nicht in erster Linie die Unternehmen treffen wol-
le, sondern die Staaten sollen sich auf neue Regeln 
verständigen, um diesen unfairen Wettbewerb zu 
beenden und ihre Systeme aufeinander abzustim-
men.  

Jetzt ist offensichtlich dort ein wenig Sand im Ge-
triebe oder vielleicht geht es dem einen oder ande-
ren nicht schnell genug. Jetzt zielt man doch wie-
der auf die Unternehmen, um die Staaten zur Rä-
son zu bringen. Da fällt mir das gute alte Sprich-
wort ein: „Man schlägt den Sack und meint den 
Esel.“ Es wäre auf alle Fälle vorzugswürdig, auf 
politischer Ebene zu versuchen, diese Staaten, die 
sich nicht an die Regeln halten, hier zur Räson zu 
bringen.  

Was mir auch Sorgen bereitet, ist unser Binnen-
markt in der EU. Auf den sind wir zu Recht stolz, 
mit allen Freiheiten, die damit verbunden sind. Es 

ist richtig, dass es zu einer Wettbewerbsverzerrung 
im Binnenmarkt kommt, wenn einzelne EU-Mit-
gliedstaaten wie zum Beispiel Luxemburg, die Nie-
derlande oder die Italiener, die ein wenig unbelehr-
bar sind, ihre Patentboxen haben. Aber die Frage 
ist, ob Deutschland jetzt seinerseits mit einer Wett-
bewerbsverzerrung antworten muss, nämlich mit 
einer solchen Abzugsbeschränkung, die fast schon 
Sanktionscharakter hat. Man sollte sich überlegen, 
welche Zeichen man damit setzt. Und das bringt 
den Binnenmarkt dann auch nicht weiter.  

Mir ist auch das Thema der „schädlichen Beihilfe“ 
aufgefallen. Wer hat eigentlich das letzte Wort, die-
se zu identifizieren und zu sanktionieren? Wir ha-
ben nämlich eine Beihilfenkontrolle in der EU. Von 
dieser hat man zwar eine Zeitlang nichts gehört, 
was das Steuerrecht angeht. Aber jetzt unternimmt 
die EU-Kommission auch aus politischen Gründen 
etwas, weil man eben sehr schlecht ausgesehen hat. 
Das sieht man beispielsweise bei Apple mit den 
13 Milliarden Euro. Da stellt sich die Frage, ob wir 
in Deutschland jetzt eine mögliche Beihilfe durch 
ein Abzugsverbot beim Schuldner abschöpfen wol-
len oder ob der richtige Weg nicht vielmehr die 
Beihilfenkontrolle über die EU-Kommission ist. 

Mir ist bei der Lizenzschranke auch aufgefallen, 
dass sie die Tendenz hat, auch originär auslän-
disches Steuersubstrat ins Inland hineinzuziehen. 
Die Verlagerungsfälle sind oft dergestalt, dass das 
IP in den USA entwickelt worden ist, wo nach der 
gängigen Definition die Wertschöpfung stattgefun-
den hat, und dann bei uns nur noch der Verkauf 
der Produkte stattfindet. Wir eignen uns jetzt im 
Grunde die Wertschöpfung an, die woanders statt-
gefunden hat.  

Deshalb meine ich, dass der Gesetzentwurf per 
Saldo an der falschen Stelle ansetzt, nämlich bei 
den Unternehmen, die ganz am Ende der Kette 
stehen. Vielmehr muss etwas bei den Verursachern 
gemacht werden, und das sind nun mal die Staa-
ten. Darüber hinaus hat er aus meiner Sicht auch 
eine überschießende Wirkung, weil wir uns eben 
hier teilweise ausländisches Steuersubstrat im 
Wege einer Ersatzbesteuerung schlicht „aneignen“.  
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Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Der 
nächste Fragesteller für die SPD-Fraktion ist Herr 
Binding.  

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Ich möch-
te eine ähnliche Frage an Herrn Prof. Dr. Hechtner 
und an Herrn Dr. van Lishaut stellen. Ist mit den 
im Gesetz vorgeschlagenen Maßnahmen das ge-
wünschte Ziel, nämlich die Gewinnverkürzung 
und Gewinnverlagerung mit Hilfe der Überlassung 
von Patenrechten zu vermeiden, zu erreichen? 
Vielleich können Sie die Bemerkung von Herrn 
Prof. Dr. Reimer aufgreifen, dass er sich gewünscht 
hätte, die Zinsschranke möglicherweise so zu 
gestalten wie die Regelung im Gesetzentwurf oder 
die Regelung im Gesetzentwurf so zu gestalten wie 
die Zinsschranke.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Hechtner, bitte.  

Sv Prof. Dr. Frank Hechtner (Freie Universität 
Berlin): Vielen Dank für die Einladung und die 
Frage. Einige Sachen könnten Ökonomen vielleicht 
etwas anders beurteilen, obgleich sie sich natürlich 
auch intensiv mit diesen Sachen beschäftigt haben. 
Wenn man sich die vergangenen Jahre anschaut, 
wird man feststellen, dass es viele Literaturbeiträge 
zur empirischen Steuerwirkung gibt. Dort kommt 
man zum Ergebnis, dass der Steuersatz an sich den 
stärksten Anreiz gibt, beispielsweise für interna-
tionale Fremdfinanzierung, strategische Verrech-
nungspreise, aber auch für die Bewegung von 
immateriellen Vermögensgegenständen. Das heißt 
letztendlich, dass der Steuersatz sehr wohl Wir-
kung entfaltet. Alles andere wäre auch ökonomisch 
etwas merkwürdig.  

Es gibt auch Literatur, die sich explizit mit IP-
Boxen beschäftigt und auch feststellt, dass damit 
die steuerlichen Wirkungen aufgrund des Steuer-
satzes deutlich stärker ausfallen. Auch kann kon-
statiert werden, dass diese IP-Boxen teilweise be-
nutzt werden, um „fremde Patente“ ins eigene 
Land zu holen und damit Steuersubstrat aus ande-
ren Ländern abzuziehen. Es gibt Untersuchungen, 
die zeigen, dass das Zusammenspiel aus Patentbox 
und Forschung /Entwicklung, beispielsweise in 
den Ländern Belgien und Frankreich, dazu führt, 

dass Investitionsprojekte nicht mehr mit einem po-
sitiven, sondern mit einem negativen Steuersatz be-
lastet werden. Das heißt, insgesamt kann man 
schon sagen, dass diese IP-Boxen teilweise jeden-
falls auch für einen schädlichen Steuerwettbewerb 
benutzt werden können. Deutlich zielgerichteter 
wäre aber eine Förderung von Forschung und Ent-
wicklung, worüber man in der nächsten Legislatur-
periode einmal nachdenken könnte.  

Der vorliegende Gesetzentwurf ist zumindest 
schlüssig im Sinne der Gesamtstrategie der Bun-
desregierung. Damit wird auf den aktuellen Ab-
schlussbericht zu Aktionspunkt 5 des OECD Pro-
jektes „Gewinnverkürzung und Gewinnverlage-
rung“ abgestellt und versucht, flankierend eine 
Lösung zu bieten, da nämlich der Aktionsplan 5 
eine lange Übergangsfrist vorsieht. Nach dem 
Abschlussbericht seien die bisher bekannten IP-
Boxen nicht konform mit dem Nexus Approach der 
OECD. Es gibt jetzt Ankündigungen von Zypern 
und Indien, dass dort Veränderungen vorgenom-
men werden. Darüber hinaus stimme ich Herrn 
Pinkernell zu, dass zunächst die Diskussion auf 
internationaler Ebene das vorrangige Ziel ist. Aber 
wahrscheinlich werden sich erstens, nicht alle an 
diese Spielregeln halten, dort mitzumachen. Und 
zweitens gibt es auch längere Übergangsbestim-
mungen.  

Insofern sehe ich diesen vorliegenden Gesetz-
entwurf als positiv an und denke auch, dass er 
einen Beitrag leisten kann, diese in Teilen schäd-
lichen Anreize zu verhindern, die von IP-Boxen 
bewirkt werden.  

Man muss sich auch vergegenwärtigen, dass es 
wohl Konsens ist, dass man in Grenzen die IP-
Boxen erlauben möchte, jedenfalls wenn es nach 
dem Aktionsplan 5 geht, als eine Steuerbegüns-
tigung und auch vielleicht als eine Möglichkeit, 
Steuersubstrat abzuziehen. Jedenfalls dann, wenn 
Sie dem Nexus Approach entsprechen. Das darf 
man hier ruhig auch erwähnen.  

Zu der Frage Lizenzschranke / Zinsschranke: Im 
Gesetzentwurf ist ja erst einmal nirgendwo das 
Wort „Lizenzschranke“ enthalten. Es gab schon 
mehrere Äußerungen dazu. Auch der Bundes-
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minister der Finanzen, glaube ich, hat sich schon 
zu den IP-Boxen geäußert. Es gab eine Kleine 
Anfrage von der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜ-
NEN, in der die IP-Boxen von der Bundesregierung 
eher als negativ bewertet wurden. Im Koalitionsver-
trag war etwas allgemeines dazu enthalten. Insofern 
war ich jetzt nicht zu negativ überrascht, im Ge-
genteil. Ich denke, man darf auch mal positiv her-
vorheben, dass die Zinsschranke nicht so stark 
differenziert. Es gibt zwar Ausnahme-regeln. Dafür 
werden aber sämtliche Zahlungen dort erfasst.  

Erfreulicherweise ist hier festzustellen, dass der 
Gesetzentwurf eine konzernierte Verflechtung 
voraussetzt, also Zahlungen zwischen „fremden 
Dritten“ erlaubt. Ich denke, das ist auch positiv zu 
bewerten. Der Bundesrat hatte ebenfalls ange-
sprochen, dass erst mal bei fremden Dritten und 
den entsprechenden Zahlungen von der „Fremd-
üblichkeit“ dieser Zahlungen auszugehen ist.  

Insofern möchte ich positiv hervorheben, dass Sie 
einen Gesetzentwurf auf Augenhöhe vorgelegt ha-
ben. Sie haben das flankierend zu Ihren bisherigen 
Überlegungen gemacht, die hier auf internationaler 
Ebene stattfinden, indem Sie an den Aktionspunkt 
5 anknüpfen. Ich denke, dass es ein in sich harmo-
nisches Konzept ist.  

Wenn man sich jetzt im Einzelnen die Regelung an-
sieht, wäre insbesondere sprachlich noch ein biss-
chen Luft nach oben. Wenn ich beispielsweise 
sehe, dass ein Satz über zehn Zeilen lang ist. Ich 
denke, da hätte man das Ganze noch etwas leser-
freundlicher gestalten können. Einen guten Gesetz-
entwurf kann man ja noch weiter verbessern.  

Meiner Ansicht nach sollte man zumindest darüber 
reden, wie stark die Verknüpfung zwischen dem 
§ 4j EStG des Gesetzentwurfs und dem konkreten 
Aktionspunkt 5 vorzunehmen ist. Denn bei der 
Einführung eines Gesetzes sollen die Unternehmen 
auch Rechtssicherheit haben, wann dieses Gesetz 
greift bzw. wann es nicht greift. Das betrifft insbe-
sondere die Fragen, welche Rückausnahmen durch 
Nexus-konforme Gestaltung erlaubt sind, was ein 
substantieller Geschäftsbetrieb ist und wann die 
niedrige Besteuerung greift.  

Abschließend ist zu sagen, dass es ein guter Gesetz-
entwurf ist, wo aber vielleicht noch Luft nach oben 
ist. Vielen Dank.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Danke schön. 
Herr Dr. van Lishaut, bitte.  

Sv Dr. Ingo van Lishaut (Finanzministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank, Frau 
Vorsitzende. Vielen Dank auch für die Einladung.  

Ich fange mal mit der Zusatzfrage von Herrn Bin-
ding an, und zwar dem Verhältnis zur Zinsschran-
ke. Die Zinsschranke hat zusätzliche Aspekte, wie 
diese Saldierung und den Safe-Haven usw. So et-
was könnte man auch bei der Lizenzschranke 
machen, aber dann müsste man den Ansatz breiter 
wählen. Es gibt eine Länderinitiative, die auch 
Überlegungen zur Lizenzschranke entwickelt hat. 
Der Erfinder ist das Land Hessen, um auch das 
Urheberrecht hervorzuheben. Diese Initiative wählt 
einen wesentlich breiteren Ansatz. In einem sol-
chen Rahmen könnte man sich das vorstellen.  

Vorliegend wurde aber etwas entscheidend anderes 
gemacht. Denn es ist nämlich ein Gesetzentwurf 
der Bundesregierung. Es unterstützt das, was Herr 
Bundesfinanzminister Dr. Schäuble auf OECD-
Ebene vereinbart hat, nämlich den Versuch, am Ort 
der Wertschöpfung zu besteuern. Das ist der Ge-
danke dieser Nexus-konformen Lösung, die dann 
einen vollen Abzug erlaubt. Auch die Bundeslän-
der, die ursprünglich weitergehende Vorstellungen 
zur Aufkommenswirkung hatten, haben gesagt, 
dass das eine gute Sache ist, man es wirklich loben 
muss und man vor diesem Gedanken auch Respekt 
haben muss. Er bringt zwar wesentlich weniger 
Geld, aber er setzt zielgerichtet an dem an, was 
international vereinbart worden ist. Er stellt im 
Grunde genommen eine Flankierung der deutschen 
Position bei den Verhandlungen auf internationaler 
Ebene dar, mit der man versucht, die anderen Staa-
ten sanft zu diesem Nexus-konformen Ansatz hin-
zubringen.  

Letzte Bemerkung noch in diesem Zusammenhang: 
Wir hätten das ganze Problem nicht, wenn die EU, 
die sich ja manchmal als Vorreiter ausgibt, endlich 
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über die Zins- und Lizenzrichtlinie nachdenken 
würde, um dort einen Missbrauchsvorbehalt oder 
eine Mindestbesteuerungsgrenze vorzusehen. Das 
haben wir da leider nicht. Deshalb ist das hier ein 
Instrument, was zumindest temporär eine flankie-
rende Rolle spielt. Danke schön.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Die 
nächste Fragestellerin für die CDU/CSU-Fraktion 
ist Frau Horb.  

Abg. Margaret Horb (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Vorsitzende, sehr geehrte Sachverständige, wir 
wollen in diesem Gesetz noch zwei Themenkom-
plexe andocken, und zwar die Erhöhung bei den 
geringwertigen Wirtschaftsgütern (GWG) und die 
Halbierung der Vollverzinsung. 

Ich möchte meine Fragen an den Bundesverband 
der Deutschen Industrie und die Bundessteuer-
beraterkammer zum Komplex der Vollverzinsung 
richten. Der Zinssatz im Rahmen der Vollverzin-
sung beträgt schon seit Längerem 0,5 Prozent je 
angefangenen Monat. Gerade im Niedrigzinsumfeld 
wird dieser Zinssatz nicht nur als zu hoch empfun-
den, sondern erreicht auch fast die Grenze der Ver-
fassungswidrigkeit. Der sogenannte Vollverzin-
sungssatz soll nach seinem Grundgedanken den 
Liquiditätsvorteil ausgleichen, den der Steuer-
pflichtige durch die spätere Begleichung seiner 
Steuerschuld erhält. Allerdings besteht dieser 
Vorteil heute nicht mehr, denn der Steuerpflich-
tige, gerade auch ganz normale Bürger, die Betei-
ligungen haben, oder Unternehmen können diesen 
Vorteil mangels Anlagemöglichkeit für liquide 
Mittel nicht erzielen. Zudem entsteht die Steuer-
nachzahlung, oft auch ausgelöst durch lange Be-
triebsprüfungszeiten, für Veranlagungszeiträume, 
die schon sehr lange zurück liegen, und die Unter-
nehmen wie auch die Steuerpflichtigen werden 
stark belastet. Es hat sich teilweise zu einer Ein-
nahmequelle der Länder entwickelt.  

Meine Frage lautet daher: Ist dieser Zinssatz noch 
gerechtfertigt oder müsste er nicht befristet halbiert 
und nach vier Jahren evaluiert werden? Dazu hätte 
ich gern die Stellungnahme vom BDI und von der 
Bundessteuerberaterkammer.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Welling, 
bitte.  

Sv Berthold Welling (Bundesverband der Deut-
schen Industrie e. V. (BDI)): Frau Vorsitzende, sehr 
geehrte Frau Abgeordnete Horb, vielen Dank für die 
Frage. Die Verzinsung ist ein Problem für die Un-
ternehmen, weil die Vollverzinsung mit einem 
Steuersatz von sechs Prozent pro Jahr ungewöhn-
lich hoch ist und vom marktüblichen Zins deutlich 
abweicht. Ich will es mal an einem Beispiel illus-
trieren. Mir ist gerade durch den Kopf gegangen, 
wieviel Kapital ich bei einer üblichen Verzinsung 
meines Guthabenkontos eigentlich bräuchte, um 
die Verzinsung einer Steuernachzahlung von sechs 
Prozent p. a. auszugleichen. Wenn ich 10.000,00 
Euro p. a. mit sechs Prozent verzinse, dann sind 
das 600,00 Euro. Um bei einem Guthabenkonto zu 
dem gleichen Ergebnis zu kommen, müsste ich 
830.000,00 Euro auf dem Guthabenkonto mit 
0,1 Prozent ein Jahr lang verzinsen lassen. Dann 
käme ich abzüglich der Abgeltungssteuer zu dem 
gleichen Ergebnis, um das korrigieren zu können.  

Meine Damen und Herren, ich glaube, das verdeut-
licht ungefähr, in welcher Schieflage wir sind. 
Denn ich habe die Vollverzinsung immer so ver-
standen, dass der Nachteil des Fiskus durch einen 
Zinssatz ausgeglichen werden soll, sodass beim 
Fiskus kein Nachteil durch eine spätere Steuer-
zahlung entsteht. Wir sind weit davon entfernt. Ich 
sehe die Regelung im Moment so, dass sie zumin-
dest Fehlanreize setzen kann, weil sechs Prozent 
Verzinsung eine überdurchschnittlich hohe Kapi-
talanlagequalität besitzt. Sechs Prozent Verzinsung, 
das bekommt man meines Erachtens marktüblich 
nicht. Dafür muss man schon in Risikoanlagen 
investieren.  

Das Ganze wird natürlich noch insofern verschärft, 
als der Bund sich zurzeit mit einem Null- bzw. Ne-
gativzins refinanzieren kann.  

Mir geht es eigentlich darum, die Fehlanreize zu 
vermindern, die durch so ein überdurchschnitt-
liches Abweichen zwischen dem durchschnitt-
lichen, marktüblichen Zins auf der einen Seite und 
der gesetzlichen Vollverzinsung auf der anderen 
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Seite entstehen. Das kann man nur durch eine Re-
duzierung des Zinssatzes erreichen.  

Nur zur Information weise ich darauf hin, dass die 
Verzinsung mittlerweile auch von dem einen oder 
anderen Steuerpflichtigen genutzt wird. Denn die-
ser möchte nicht nur vermeiden, dass der Nach-
zahlungszins mit sechs Prozent belastend auf ihn 
zukommt, sondern es kommt noch verschärfend 
hinzu, dass es bei ihm nicht abzugsfähig ist, wäh-
rend die Zinserstattung sogar noch besteuert wer-
den muss. Das zeigt noch einmal, dass die Schere 
noch weiter auseinandergeht. Aber dieser Effekt 
wird natürlich mittlerweile auch von dem einen 
oder anderen Steuerpflichtigen genutzt, sodass es 
da sicherlich auch zu einer Nivellierung zwischen 
dem entsprechenden Aufkommen und der Auf-
kommenserwartung beim Fiskus kommen kann.  

Insofern plädiere ich dafür, für Waffengleichheit zu 
sorgen, und insbesondere dem Steuerpflichtigen, 
der ja oftmals gar nichts dafür kann, dass es zu ei-
ner späteren Veranlagung oder zu einer Nachzah-
lung im Rahmen der Betriebsprüfung kommt, die 
Jahre später stattfindet, diesen Satz zumindest zu 
reduzieren und damit die Wirkung abzumildern. 
Vielen Dank.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Kaiser, 
bitte.  

Sv Volker Kaiser (Bundessteuerberaterkammer): 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Frau 
Horb, ich werde jetzt nicht all das wiederholen, 
was Herr Welling zu Recht angeführt hat. Wir ha-
ben natürlich Zinssätze in verschiedenen Steuer-
gesetzen geregelt, und die sind auch festgeschrie-
ben. Die Zinsentwicklung, die sich seit 2008 in der 
Weltwirtschaft oder speziell auch in Deutschland 
ergeben hat, ist eben eine andere. Der Bundesfi-
nanzhof (BFH) hat vor zwei, drei Jahren entschie-
den, dass bis 2011 zumindest keine Bedenken ge-
gen die Zinssätze einzuwenden sind. Es ist aber 
auch ein neues Verfahren anhängig, auch bei den 
Finanzgerichten. Da wird man abwarten müssen, 
wie man das für Zeiträume nach 2011 sieht.  

Zumindest seit 2014 bewegen wir uns bei den Zins-
sätzen dicht an der Nullzinslinie. Dadurch wird na-
türlich auch der Staatshaushalt signifikant entlas-
tet.  

Der Zinssatz für die Verzinsung von Steuernach-
forderungen, Erstattungen, Steuerstundungen und 
ähnlichem ist in § 238 Abgabenordnung (AO) fest-
gelegt und beträgt sechs Prozent. Zweck dieser Ver-
zinsung ist natürlich die Abschöpfung des Nutzen-
vorteils, Herr Welling hat das bereits ausgeführt, 
den der Steuerpflichtige durch die Verfügung über 
das Kapital erhält, das eigentlich dem Steuergläu-
biger zusteht. Eine Sanktionierung ist aber aus-
drücklich damit nicht beabsichtigt. Das ist Gegen-
stand von Verspätungs- und Säumniszuschlägen.  

Heute lässt sich aber die Situation beobachten, dass 
in einer Betriebsprüfung erzielte Mehrergebnisse 
im Wesentlichen nur noch aus Zinsen bestehen, 
weil wir es in den anderen Bereichen auch mit 
Verlagerungen auf andere Zeiträume zu tun haben. 
Im Jahr 2014 waren das rund 1,17 Milliarden Euro, 
die aus Zinsen nach § 233a AO entstanden sind. 
Das sind saldierte Zahlen. Herr PStS Dr. Meister 
(BMF) hat diese Zahlen auf eine Anfrage hin mit-
geteilt. 2015 waren das immerhin noch knapp 
749 Millionen Euro. Die Zinsen werden hierdurch 
quasi zu einem Strafzuschlag. Viele Unternehmer 
fühlen sich daher gedrängt, in einer Betriebsprü-
fung schnell zu einer Verständigung mit dem Prü-
fer zu kommen und strittige Fragen nicht gericht-
lich klären zu lassen. Damit wird letztendlich der 
Rechtsschutz deutlich beschnitten.  

Ich kann Ihnen aus der Praxis auch andere Verfah-
ren nennen, wo es um sehr hohe Steuersummen 
ging. Dort hat man die Steuern vorab bezahlt, ge-
winnt das Klageverfahren und bekommt die sechs 
Prozent Zinsen. Das führt zumindest in einem Fall, 
der mir plastisch vor Augen ist, dazu, dass die 
Kommune massive Probleme mit 2,8 Millionen 
Euro Zinszahlungen hat, und mit ihrem Haushalt 
in eine deutliche Schieflage gerät. Das kann ja von 
der Vorschrift selbst nicht wirklich gewollt sein.  

Wir haben im Augenblick noch ein Verfahren beim 
BFH anhängig. Gleichwohl würde ich sagen, man 
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sollte jetzt in die Verhandlungen eintreten, und 
nicht erst eine Entscheidung des BFH abwarten.  

Eine Absenkung des Zinssatzes wäre meines Er-
achtens auch kurzfristig umsetzbar. Der Zinssatz 
sowohl für Steuernachzahlungen als auch für 
Steuererstattungen erscheint zurzeit nicht mehr 
sachgerecht. Hinsichtlich der Höhe könnte man 
einen Mix aus durchschnittlichen Guthaben und 
Kreditzinsen entwickeln. Im Dezember 2016 belief 
sich der durchschnittliche Effektivzinssatz für ei-
nen Kredit an private Haushalte bei einer Laufzeit 
von eins bis fünf Jahren laut Statistik der Deut-
schen Bundesbank auf 4,4  Prozent. Eine Halbie-
rung des Zinssatzes in § 238 AO auf drei Prozent 
wäre demnach aus unserer Sicht durchaus ver-
tretbar. Auch eine Begrenzung auf einen Zeitraum 
von maximal vier Jahren, die es im Übrigen 
zwischen 1990 und 1999 auch schon mal gab, wäre 
aus unserer Sicht eine Maßnahme, die zur Entlas-
tung der Steuerpflichtigen beiträgt und auch ge-
eignet ist. Diese alleine wäre aber nicht ausrei-
chend, da sie nichts an dem herrschenden Miss-
verhältnis zwischen dem gesetzlich fixiertem 
Zinssatz und den real beobachteten Zinssätzen 
ändert. Vielen Dank.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Der 
nächste Fragesteller für die Fraktion DIE LINKE. ist 
Herr Pitterle.  

Abg. Richard Pitterle (DIE LINKE.): Danke schön, 
Frau Vorsitzende.  

Ich möchte meine Frage an Herrn Eigenthaler von 
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft und an Herrn 
Henn vom Netzwerk Steuergerechtigkeit stellen.  

Einige Sachverständige halten in ihren schrift-
lichen Stellungnahmen die beabsichtigte Einfüh-
rung einer Lizenzschranke durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf für nicht sinnvoll. Begründet wird 
dies unter Verweis auf die internationalen Verein-
barungen auf Ebene der G20, OECD und EU, Stich-
wort Anti-BEPS-Projekt. Nationale Maßnahmen 
seien daher im besten Fall überflüssig, wenn nicht 
sogar kontraproduktiv.  

Daher die Frage an Sie: Sind nationale Maßnahmen 
gegen die aggressive Steuervermeidung durch mul-
tinationale Konzerne aufgrund der Vereinbarungen 
auf G 20-, OECD- und EU-Ebene überflüssig gewor-
den oder sollten wir, um das Sprachbild von Herrn 
Dr. Pinkernell aufzunehmen, die Krümelspur für 
die Unternehmen abschneiden, die da gelegt wur-
de?  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Eigenthaler, 
bitte.  

Sv. Thomas Eigenthaler (Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft e. V. (DSTG)): Vielen Dank, Frau Vorsitzen-
de. Herr Abgeordneter Pitterle, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Deutsche Steuer-Ge-
werkschaft hält diesen geplanten §4j EStG für einen 
wichtigen Schritt in die richtige Richtung. Von der 
Regelungsmaterie her geht es hier um Steuerflucht. 
Wenn man vom jetzigen System ausgeht, wo wir 
Referenzsysteme bei Lizenzeinnahmen, aber Nor-
malbesteuerungssysteme bei Lizenzausgaben ha-
ben, geht es um ein verdecktes und in gewisser 
Weise intransparentes Subventionssystem. Daher 
halten wir es für richtig, dass der nationale Gesetz-
geber den OECD-Prozess vorzieht. Der OECD-Proz-
ess, wenn ich das richtig verstanden habe, wird ja 
frühestens Mitte 2021 greifen. Wir hätten uns sogar 
vorstellen können, dass man bereits das Jahr 2017 
in dieses neue Besteuerungsregime einbezieht, weil 
wir nicht von einem Fall echter Rückwirkung aus-
zugehen haben.  

Wir möchten aber auch fragend anmerken, was 
meines Erachtens vorhin bei Herrn Kollegen Prof. 
Dr. Hechtner und auch in der Stellungnahme des 
Bundesrates angeklungen ist, der nämlich gesagt 
hat, ob wir nicht die OECD-Strukturen, auch dieses 
Forum on Harmful Tax Practices, besser mit dem 
verknüpfen müssten, was wir hier auf dem Tisch 
liegen haben. Ich habe diese Vorschrift mehrfach 
gelesen und habe mich gefragt, wie setzt man das 
als Verwaltungspraktiker um. Ich habe mich am 
Wortlaut orientiert und Sachen gefunden wie 
Präferenzregelung und substantielle Geschäfts-
tätigkeit, und ich dachte, oh je, wer soll das nur 
umsetzen? Insofern muss ich feststellen, die Norm 
ist in der Tat schwierig aufgebaut. Sie wirkt zwar 
sehr kompakt, weil es nur eine Ziffer mit einem 
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Buchstaben ist. Aber es ist natürlich schon schwie-
rig, wenn man sie mal programmhaft entblättert.  

Ich habe mir dann sagen lassen, dass ich das falsch 
sehe. Man müsse auf abstrakte Gegebenheiten 
abstellen, die eben dieses Forum on Harmful Tax 
Practices von der OECD festgestellt hat. Aber 
vielleicht muss man das auch noch einmal mal 
hinterfragen. Jedenfalls müsste man das meines 
Erachtens deutlicher herausstellen, dass es hier 
eine Art Bindung des nationalen Gesetzgebers an 
solche Strukturen gibt. Also ich weiß jetzt nicht, 
wie häufig das evaluiert wird, wie häufig das ge-
prüft wird, wie das dokumentiert wird. Aber als 
Jurist würde ich sagen, wir haben hier ein natio-
nales Gesetz, woran der Rechtsanwender gebunden 
ist, und in diesem Gesetz steht jetzt nichts von 
irgendwelchen OECD-Gremien und so weiter drin. 
Das gebe ich nur mal zu bedenken. Wenn es so 
wäre, dass man dieses abstrakt zu bestimmen hätte, 
ist es natürlich für den Vollzug ein Vorzug, weil 
dann nicht im Einzelfall geprüft werden müsste.  

Aber das Abstrakte ist das eine, das Konkrete ist 
dann das andere. Die Dinge können gegenläufig 
wirken. Ich kann zum Beispiel sagen, dass abstrakt 
bei den Normen in diesem ausländischen Staat 
alles in Ordnung ist. Aber was ist, wenn die sub-
stantielle Geschäftsstätigkeit im Konkreten fehlt? 
Dann würde man im Referenzbericht den Daumen 
nach oben zeigen, aber der konkrete Fall ist anders. 
Umgekehrt kann es aber auch möglich sein, dass 
dieses Forum der OECD sagt, wir müssen eigentlich 
wegen der Präferenzregelung den Daumen nach 
unten senken, aber in Wahrheit könnte man fest-
stellen, dass wirklich eine substantielle Geschäfts-
tätigkeit stattgefunden hat. Das ist meines Erach-
tens noch nicht klar herausgearbeitet.  

Das führt bei mir aber nicht dazu, die Norm als 
solches negativ zu bewerten. Ich hatte bereits ein-
gangs gesagt, dass es grundsätzlich richtig ist. Aber 
ich gebe doch noch einmal zu bedenken, ob man 
sich hier damit behelfen kann, dass man sagt, dass 
würde in einem BMF-Schreiben noch einmal ein 
wenig klargestellt – da muss ich dann schon an den 
Vorbehalt des Gesetzes erinnern, an das Legalitäts-
prinzip. Dazu sind die Rechtsbegriffe aus meiner 
Sicht auch zu unbestimmt. 

Auslegungsschwierigkeiten werden sich ergeben. 
Wir in der Praxis sind immer dankbar, wenn das 
BMF ein Schreiben herausgibt, damit man weiß, 
was überhaupt gemeint sein könnte. Aber vielleicht 
muss man diesen Zusammenhang doch noch etwas 
deutlicher herausarbeiten.  

Insofern sehe ich einen Schritt in die richtige Rich-
tung, aber es gibt noch ein paar Umsetzungsschwie-
rigkeiten. Und wie gesagt, ich könnte mir sogar vor-
stellen, dass man die Sache um ein Jahr vorzieht. 
Vielen Dank.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Henn, bitte.  

Sv Markus Henn (Netzwerk Steuergerechtigkeit): 
Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Vielen Dank für die 
Frage, Herr Pitterle.  

Das Netzwerk Steuergerechtigkeit geht prinzipiell 
davon aus, dass wir nach wie vor mit der Tatsache 
leben müssen, dass Steueroasen sehr lebendig sind 
und dass sie es in den letzten Jahren und auch ganz 
aktuell noch immer sehr erfolgreich schaffen, vieles 
an Regulierung zu verhindern, die eigentlich auf 
den verschiedenen internationalen Ebenen wie G20 
oder EU nötig wäre. Ich denke, der Beschluss, den 
wir auch heute hier als Hauptreferenz haben, näm-
lich der Aktionspunkt 5 im BEPS-Projekt, ist ein 
sehr gutes Beispiel dafür, wie erfolgreich sie waren, 
einen aus unserer Sicht sehr schlechten Kompro-
miss aus Sicht der Steuergerechtigkeit zu erzielen. 
Es war nicht die Schuld Deutschlands, sondern die 
Schuld der Steueroasen, dass es zu diesem Nexus-
Kompromiss kam. Aber dieser Kompromiss zeigt 
sehr gut, dass auf internationaler Ebene einfach viel 
zu wenig geschehen ist, um die wirklich schädli-
chen Dinge wirksam zu bekämpfen. Wir erleben 
jetzt auf EU-Ebene, dass da auch vieles noch schief 
läuft. Es gibt zwar einige Fortschritte, teilweise aber 
auch nur die Umsetzung der BEPS-Beschlüsse. 
Aber ich möchte daran erinnern, dass die Zins- und 
Gebührenrichtlinie seit Jahren im Rat feststeckt, 
und wir nicht vorankommen. Es wurde zum Bei-
spiel auch bei der Richtlinie zur Bekämpfung der 
Steuervermeidung im Vorschlag der Kommission 
die Switch-Over-Klausel vom Rat gestrichen. Wir 
haben die Verhaltenskodex-Gruppe der EU, die 
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nach wie vor sehr intransparent und zweifelhaft 
arbeitet, nach allem was wir so hören, zum Beispiel 
aus dem Untersuchungsausschuss im Europäischen 
Parlament. Das heißt, da wird immer noch bis zum 
letzten gekämpft, um die eigenen Vorteile zu vertei-
digen. Deshalb denken wir, dass national nach wie 
vor so viel wie möglich gemacht werden muss, um 
die Steueroasen wirklich nachhaltig sozusagen „in 
die Knie zu zwingen“.  

Wir denken, die vorliegenden Maßnahmen sind zu 
oberflächlich umgesetzt worden. Es gab in einigen 
Stellungnahmen auch Kritik daran, dass hier der 
Ansatz der OECD nicht komplett umgesetzt wird, 
vor allem, was die substantielle Geschäftstätigkeit 
angeht. Es wird hier also nicht genau dieser 
„kostenanteilig“ definierte Begriff der OECD 
verwendet, sondern eher auf die „überwiegende 
Tätigkeit“ abgestellt. Dazu wurde gesagt, dass das 
doch gar nicht mehr zulässig ist, was da in 
Deutschland passiert, weil es nicht genau den 
Ansatz umsetzt. Dazu möchte ich anmerken, dass 
wir davon ausgehen, dass das BEPS-Projekt nicht 
zum Ziel hatte, eine Art Harmonisierung auf einem 
gewissen Mindestniveau zu erreichen, sondern es 
hatte zum Ziel, die Steueroasen zum Mindest-
standard zu verpflichten. Das heißt aber keines-
wegs, dass man nicht darüber hinausgehen darf. 
Deshalb heißt es auch im BEPS-Projekt „Mindest-
standards“, und Aktion 5 ist einer dieser Mindest-
standards. Das ist also das, was die Steueroase als 
Mindeststandard erfüllen soll, und nicht, was die 
anderen Staaten als Maximalstandard akzeptieren 
sollen.  

Insofern denken wir, dass es dort eine ganz klare 
politische Linie gibt, und dass der BEPS-Beschluss 
auf keinen Fall eine Grenze setzt, die man vor al-
lem in Bezug auf die Anrechnung bei Steuern aus 
dem Ausland beachten soll.  

Auch im konkreten Fall mit der substantiellen Ge-
schäftstätigkeit kann man sagen, dass der OECD-
Ansatz nicht Eins zu Eins umgesetzt wird, dass 
gewisse Boxen sogar legalisiert sind, was wir auch 
kritisieren, und dass die anderen Staaten immerhin 
in den Genuss dieses Anrechnungsverfahrens 
kommen, woraus effektiv auch keine Überbesteu-
erung im Vergleich zum deutschen Steuerniveau 

resultiert. Vielmehr findet hier immer noch nur 
eine Maximalbesteuerung auf deutschem Niveau 
statt, was dann letztlich eine Art Anrechnungs-
system ist.  

Ich denke, dass die G20- und OECD-Beschlüsse auf 
keinen Fall eine solche Anrechnung verbieten. 
Denn das war überhaupt nicht das Ziel. Auch die 
USA haben ein Anrechnungsverfahren – zumindest 
auf dem Papier. Das war nicht Gegenstand des 
BEPS-Projektes, dass solche Anrechnungen nicht 
mehr möglich sein sollen. Alles, was hier maximal 
passiert, ist die Anrechnung auf die deutsche Steu-
er. Deshalb sind wir der Meinung, dass die Rege-
lungen hier im Gesetzentwurf zulässig sind. Danke 
schön.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN ist Herr Dr. Gambke.  

Abg. Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank. Meine beiden Fragen 
gehen an Herrn Falk vom Hessischen Ministerium 
für Finanzen.  

Die eine Frage betrifft Termine. Herr Dr. Pinkernell 
hat ausgeführt, dass er seine Untersuchung schon 
vor längerer Zeit gemacht hat. Ich kann nicht ver-
hehlen, dass wir mit unserem Gesetzentwurf in 
Richtung Lizenzschranke bereits 2016 angetreten 
sind und dass das viele erschüttert hat, die jetzt 
Gott sei Dank diese Initiative unterstützen. Denn 
die OECD ist im Verlauf der Verhandlungen in 
Richtung Nexus Approach gegangen und hat damit 
im Grunde genommen den Ball aufgenommen, 
nachdem man sich auf EU-Ebene vergeblich be-
müht hatte, das Ganze in einer Lizenzrichtlinie 
oder im Sinne einer Mindestbesteuerung zu regeln.  

Deshalb ist meine Frage, Herr Falk: Zur Umsetzung 
des Nexus Approach, die relativ lange Zeit braucht, 
möchte ich gern, dass Sie den vorliegenden Vor-
schlag hinsichtlich der Terminierung bewerten, 
und insbesondere im Hinblick auf die möglichst 
zügige Inkraftsetzung des jetzt vorliegenden Gesetz-
esentwurfs. Das betrifft die Frage der möglicher-
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weise unterjährigen oder sogar rückwirkenden Ein-
führung zum 1. Januar 2017.  

Der zweite Fragenkomplex wäre, ob aus Ihrem 
Ministerium mal die Frage bewertet wurde, die 
auch von Herrn Dr. Pinkernell angesprochen wur-
de, wo Sie eine illegitime Verschiebung von Ge-
winnen sehen, und wo möglicherweise auch 
Schwachstellen oder Umgehungswege dieses 
Gesetzentwurfes vorliegen. Wie bewerten Sie, wie 
dieses Gesetz auf das Steuersubstrat in Deutschland 
wirkt.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Falk, bitte.  

Sv Torsten Falk (Hessisches Ministerium der Fi-
nanzen): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Vielen 
Dank für die Fragen, Herr Abgeordneter.  

Die Einigung der OECD auf den Nexus-Ansatz hat 
einen großen Nachteil, und das sind die langen 
Übergangsfristen. Diese sind einfach der Tatsache 
geschuldet, dass hier zwei Lager aufeinander-
getroffen sind und eine Einigung nur möglich war, 
indem man lange Übergangsfristen gewährt hat. Bis 
zum 30. Juni 2021 können Altsysteme ohne jeg-
liche Einschränkung weiterhin begünstigt werden. 
Das ist das eigentlich große Problem der Nexus-
Einigung bei der OECD. 

Und, genau in diese Kerbe schlägt nun der Gesetz-
entwurf, der uns hier vorliegt. Er löst dieses Pro-
blem der überlangen Übergangsfristen. Ansonsten 
wäre es möglich, entgegen des Nexus-Ansatzes 
auch weiterhin beispielsweise Lizenzen für 
Marken- oder Handelsrechte zu begünstigen, die 
nun wirklich überhaupt nichts mit Forschung und 
Entwicklung zu tun haben.  

Insofern halte ich den Gesetzentwurf für sehr wich-
tig. Ich halte ihn auch grundsätzlich für alternativ-
los, denn alle anderen Alternativhandlungen wie 
Zins- und Lizenzrichtlinie oder Code of Conduct 
haben trotz großer Bemühungen Deutschlands 
nicht zu einer Lösung geführt. Also geht es nur 
über eine nationale Abwehrmaßnahme, und die 
halte ich hier für zielgerichtet. Auch die Ein-

schränkung auf die Lizenzen, die zwischen nahe-
stehenden Personen gezahlt werden, zeigt, dass es 
hier wirklich nur um die Steuergestaltung geht, 
und nicht darum, irgendwelche Windows-Lizen-
zen, die ich zahle, in irgendeiner Weise vom Abzug 
auszunehmen.  

Es steht für mich außer Frage, dass Gestaltungen 
über Lizenzzahlungen insgesamt die Wettbewerbs-
fähigkeit kaschieren. Wie läuft es in der Praxis oft 
ab? Ich gründe als Konzern eine Lizenzverwer-
tungsgesellschaft in einem Niedrigsteuergebiet. Die 
Forschung findet dann im Wege der Auftrags-
forschung tatsächlich in Deutschland statt. Das 
heißt, die eigentliche Wertschöpfung findet in 
Deutschland statt. Wir haben dann auch die Be-
triebsausgaben entsprechend zu tragen, welche 
gegebenenfalls über die Cost Plus Methode vergütet 
werden. Aber die Verwertung und die Gewinne aus 
diesem Know-how werden dann im niedrig besteu-
erten Ausland generiert. Und das ist meines Erach-
tens nicht akzeptabel. Das ist auch nicht akzeptabel 
im Hinblick auf die KMU-Unternehmen, die solche 
Steuergestaltungen nicht betreiben, deshalb diese 
Vorteile nicht in Anspruch nehmen können und 
damit im Wettbewerb benachteiligt sind.  

Was die Frage des Inkrafttretens des Gesetzes 
angeht, da schlagen zwei Herzen in meiner Brust. 
Auf der einen Seite kann man natürlich sagen, dass 
es aus fiskalischer Sicht so früh wie möglich sein 
sollte. 2017 wäre, glaube ich, grundsätzlich formal 
möglich, weil es sich hierbei um eine unechte 
Rückwirkung handeln würde. Es ist natürlich 
immer die Frage, ob es auch sinnvoll ist, nach-
träglich in Sachverhalte einzugreifen, die schon 
verwirklicht sind. Denn wir würden dann auch 
Lizenzzahlungen bei einer Anwendung in 2017 
einbeziehen, die schon gezahlt wurden und wo die 
Nutzung letztendlich beispielsweise im Januar oder 
Februar schon verwirklicht wäre. Insofern ist dann 
die Frage, ob das eine faire oder eine angemessene 
Behandlung ist. Man könnte sich auch eine Lösung 
vorstellen, wie Sie auch schon andeuteten, dass 
man das unterjährig macht und auf Aufwendungen 
abzielt, die beispielsweise nach dem 1. Juli geleis-
tet werden. Wie gesagt, aus rein fiskalischer Sicht 
sollte es so früh wie möglich sein. Aber auch eine 
Anwendung der Regelungen in 2018 wäre mir 
lieber als gar keine Anwendung. Vielen Dank.  
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Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Der nächste 
Fragesteller für die SPD-Fraktion ist Herr Binding.  

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Es gibt 
manchmal ritualisierte Debatten, wie die zum Bei-
spiel zu den sechs Prozent. Deshalb will ich jetzt 
auch gar nicht auf die Äußerungen von Herrn 
Welling eingehen, ob nicht ein Sollzins-Vergleich 
anstelle eines Haben-Zinses korrekter wäre, und ob 
es überhaupt korrekt ist, dass zwischen der Fest-
setzung und der Zahlung der Steuer 15 Monate 
lang der Steuersatz nicht sechs Prozent, sondern 
null Prozent beträgt.  

Ich möchte gern Herrn Pross von der OECD die 
gleiche Frage wie eingangs stellen, ob mit dem 
Gesetz die intendierten Ziele erreichbar sind. Das 
ist zwar eine allgemeine Frage, aber das reflektiert 
auch noch einmal die ersten vier Antworten, und 
es ist vielleicht sinnvoll, wenn die OECD dazu 
auch noch einmal etwas sagt.  

Meine zweite Frage: Ich bitte Herrn Prof. Brandt 
vom Bundesfinanzhof, den neuen § 4j EStG noch 
einmal genauer zu beurteilen und zu fragen, ob die 
Definitionen zu den Aufwendungen für Rechte-
überlassungen geschickt gewählt sind oder ob es 
dazu noch erweiterte Gedankenmodelle gäbe.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Pross, bitte.  

Sv Achim Pross (OECD): Frau Vorsitzende, Herr 
Binding, vielen Dank für die Frage. Ich hole kurz 
aus, aber nicht zu lang, weil viele Themen schon 
behandelt worden sind. Was macht die OECD? Wo 
sind wir? Und ich werde auch noch etwas zum 
Kontext sagen.  

Als erstes natürlich freuen wir uns, dass der Ge-
setzesvorschlag Bezug nimmt auf die OECD. Ich 
werde das zu Hause berichten. Wir schätzen das 
natürlich ausdrücklich, dass die OECD-Arbeiten 
hier diesen Eingang finden.  

Die Verlagerung von immateriellen Wirtschafts-
gütern ist auch nicht zufällig zentraler Bestandteil 
des BEPS-Aktionsplans. Es ist aber auch wichtig zu 

sehen, dass das nicht nur eine Frage hier heute im 
Rahmen des steuerschädlichen Wettbewerbs – 
Stichwort Aktion 5 – ist, sondern dass viele flan-
kierende Maßnahmen, nämlich die 15 Aktionen, 
und deren Zusammenspiel bedeutsam sind. Ich 
erwähne hier nur ganz kurz das Country-by-
Country-Reporting für die deutschen Finanzämter, 
wo sie sehen, ob sich möglicherweise große Beträge 
in einer Patentbox ansammeln. Das heißt, die 
Finanzverwaltung hat durch die Aktion 13 auch 
schon mehr Informationen über die Großkonzerne 
bekommen. Das muss man auch berücksichtigen, 
damit man den Gesamtkontext sieht. Darüber 
hinaus haben wir eine Spontanauskunft, wenn Tax 
Rulings zur Durchsetzung eines Präferenzregimes 
gemacht werden, dann müssen sie auch ausge-
tauscht werden. Auch das ist in der Aktion 5 ent-
halten. Mit den Aktionen 8 bis 10 zu den Verrech-
nungspreisen ist die Finanzverwaltung jetzt besser 
in der Lage, gegen solche Papiertransaktionen, wie 
sie häufig beschrieben werden, effizienter vorzu-
gehen. Ich glaube, es ist wichtig, dass man das 
sieht.  

Der BEPS-Plan hat drei ganz zentrale Komponen-
ten: die Substanz, die Transparenz und die Kohär-
enz.  

Was man da nicht sieht, ist die Mindestbesteue-
rung. Darüber muss man auch mal ein ganz kurzes 
Wort verlieren. Der steuerschädliche Wettbewerb 
zum Thema Patentboxen ist eine Primärmaßnahme. 
Da geht es darum, dass eine internationale Organi-
sation, in der Regierungsvertreter der 94 Mitglieder 
sitzen, die 99 Prozent des weltweiten Bruttosozial-
produktes repräsentieren, bestimmt, welchen Steu-
ersatz man haben soll. Das ist also nicht nur eine 
Frage, dass das international konsensfähig ist. Das 
ist auch ein ganz erheblicher Einschnitt in die 
Souveränität eines einzelnen Staates. Sie gehen 
irgendwo in die Karibik oder nach Asien und 
sagen, dass jetzt ein Steuersatz von 15, 20, 14 oder 
12 Prozent gelten muss.  

Deshalb ist die wiederholte Frage, ob man diese 
Steueroasen allein nach dem Steuersatz bemessen 
kann. Wenn man sich das einmal real vorstellt, was 
das bedeuten würde, auch für das Parlament hier, 
dass eine internationale Institution Befugnisse hat, 
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darüber zu reden, wo denn jetzt der Steuersatz sein 
soll. Das muss man sich schon klar machen, wenn 
man in diese Debatte der Steuersätze abdriftet.  

Ist deshalb, wie man manchmal hört, der Nexus-
Ansatz eine schlechte Lösung? Sie werden nicht 
überrascht sein, dass ich Ihnen jetzt sagen werde, 
dass ich das nicht glaube. Dafür werde ich auch 
bezahlt. Aber ich glaube das auch wirklich. Denn 
de facto heißt das, wenn Sie etwas in Ihrem Land 
produziert haben, dann dürfen Sie das auch so 
besteuern, wie Sie das wollen, weil Sie dann vom 
Nachbarn nichts nehmen. Das ist das Grundprin-
zip. Deshalb verknüpft der Nexus-Ansatz die For-
schungs- und Entwicklungstätigkeit und die damit 
im Zusammenhang stehenden Ausgaben mit der 
Möglichkeit, in diesem Maßstabsverhältnis auch 
Einkünfte zu begünstigen.  

Darüber hinaus haben wir, damit die anderen auch 
genau wissen, was da passiert, noch für Transpa-
renz gesorgt. Das heißt, wenn es Tax Rulings gibt, 
dann müssen sie ausgetauscht werden, und durch 
das Country-by- Country Reporting wissen Sie auch 
genau, wieviel da im Nachbarstaat anfällt. Das kann 
man nämlich nachlesen.  

Insofern halten wir diesen Ansatz für gar nicht so 
schlecht. Wir glauben das auch deshalb, weil dem 
inzwischen immerhin 94 Länder zugestimmt ha-
ben. Es ist nicht immer so, dass, wenn alle Länder 
zustimmen, es dann notwendigerweise richtig ist, 
aber ganz falsch kann es auch nicht sein.  

Ich glaube, was dann auch wichtig ist, ist die 
Zeitschiene, die wir hier erwähnen müssen. Es ist 
richtig, dass es zwischen der Code of Conduct 
Gruppe auf der EU-Ebene und der OECD / G20-
Gruppe in dieser Hinsicht eine vollkommene 
Parallelität gibt. 2021 bedeutet aber nicht, dass 
vorher nichts passiert. Und ich glaube, das ist für 
die heutige Diskussion sehr wichtig. Was heißt das? 
Das heißt zweierlei. Zum einen überprüfen wir 
schon heute, wer diese Dinge umsetzt und wer 
nicht. Zum anderen gibt es auch schon frühere 
materielle Anforderungen. Das heißt, Sie dürfen 
schon seit dem Juni 2016 keine neuen Steuer-
pflichtigen mehr aufnehmen. Denn die Regelung 
2021 gilt nur für diejenigen, die schon vor dem Juni 

2016 dort berücksichtigt wurden. Das bezieht sich 
auch auf die Wirtschaftsgüter. Also der, der schon 
drin war, kann auch kein neues Wirtschaftsgut mit 
hineinnehmen, weil das auch als ein neues gilt. 
Wir reden also über die existierenden, unveränder-
baren Altfälle. Diese dürfen bis 2021 davon noch 
profitieren. Es ist also nur dieses Argument.  

Die Überprüfung findet heute schon statt. Wir hat-
ten das letzte Meeting dazu im März. Wir über-
prüfen momentan 21, möglicherweise 22 Patent-
Boxen im gesamten OECD-Bereich und in den G20-
Staaten. Die anderen Mitglieder der restlichen 94 
kommen im Juli dran. Wir werden dann wahr-
scheinlich zwischen Juli und September einen 
Bericht über die veröffentlichten Ergebnisse dieses 
Überprüfungsberichts haben.  

Das bringt mich zu einem anderen Punkt, der hier 
schon erwähnt worden ist. Da lässt sich natürlich 
darüber nachdenken, ob man möglicherweise 
durch ein BMF-Schreiben oder eine Verordnungs-
ermächtigung für die Bundesregierung auf diese 
Ergebnisse Bezug nimmt, um es den Finanzbeam-
ten zu vereinfachen, diese Überprüfung nicht noch 
einmal machen zu müssen, nachdem sie schon von 
94 Staaten, einschließlich Deutschland, konsensual 
gemacht wird. Das könnte man also durchaus an-
denken.  

Abschließend und damit komme ich auch zu Ihrer 
Frage: Wir begrüßen die Stoßrichtung des Gesetzes-
vorschlags. Wir würden zu bedenken geben, ob 
man die Übergangsfristen mit einbeziehen soll. Das 
heißt also, wenn Sie England als Beispiel nehmen, 
und die englische Patentbox entspricht dem G20-
Standard, müssen Sie während dieser Übergangs-
phase für die von mir erwähnten Altfälle tatsäch-
lich die Regelung anwenden oder Sie sagen, und 
das wäre wohl konsistenter mit dem Gedanken, 
den wir global durchgesetzt haben, dass die hier 
alles umsetzen, und dass es im Rahmen der Ver-
handlungen ein Paket gab und Teil dieses Pakets 
waren die Übergangsfristen. Wenn man diesen 
Kompromiss respektiert, macht es möglicherweise 
durchaus Sinn zu sagen, diesen Teil nehmen wir 
raus, weil da auch insbesondere wenig Planung 
möglich ist und es nur um die Altfälle geht. Wenn 
man das macht, ist die Stoßrichtung des Gesetzes 
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noch eindeutiger, weil es dann wirklich nur um die 
geht, die wirklich nicht mitspielen, diese sehen 
sich dann dieser Regelung ausgesetzt.  

Der letzte Punkt ist, dass man durchaus darüber 
nachdenken kann, ob man die Vereinfachung ein-
führt, indem man auf die Prüfungsergebnisse der 
OECD und der EU Bezug nimmt, um es für den Fi-
nanzbeamten etwas einfacher zu gestalten. Danke.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Geht es beim nächsten Mal vielleicht ein bisschen 
kürzer. Sie hatten eingeleitet: „Ich will mal kurz 
antworten“, und dann hatte ich das wörtlich ge-
nommen. Prof. Brandt, bitte. 

Sv Prof. Jürgen Brandt (Deutscher Finanzgerichts-
tag e. V.): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Herr 
Binding, ich nehme dazu gerne Stellung. Zunächst 
mal halte ich die Regelung, wie sie im Gesetzent-
wurf formuliert ist, für sehr gut, um in der Praxis 
mit dem Problem umzugehen. Ich halte auch stets 
den Vorbehalt und Vorrang des Gesetzes hoch, aber 
ich glaube, hier ist dem Gesetzgeber ein guter Ent-
wurf gelungen, weil er die Besonderheiten des 
Sachgebiets auch durch die Verwendung der un-
bestimmten Rechtsbegriffe gut abdeckt.  

Vielleicht gehe ich mal im Einzelnen auf die 
Rechtsbegriffe ein. Die „Überlassung der Nutzung 
oder des Rechts auf Nutzung von Rechten“ ist die 
Tatbestandvoraussetzung, für die Aufwand ent-
standen sein muss. Ist das hinreichend bestimmt? 
Diese Frage zieht sich als roter Faden durch man-
che Stellungnahmen, die vorgelegt worden sind. 
Ich meine, dass diese zwar unbestimmte Rechts-
begriffe sind, aber unbestimmte Rechtsbegriffe 
gehören zum Gesetzgebungsverfahren, und die 
Aufgabe der Praxis ist es dann, den Inhalt dieser 
Begriffe auszufüllen. Sie müssen bestimmbar sein, 
aber wenn sie bestimmbar sind, reicht das aus. Ich 
erinnere an die berühmte polizeiliche General-
klausel, die in den polizei- und ordnungsbehörd-
lichen Gesetzen geregelt ist: Bei Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, darf die Be-
hörde die geeigneten Maßnahmen treffen. Wenn 
Sie eine solche unbestimmte Vorschrift als ge-
setzeskonform ansehen, wie es sich ja jahrzehnte-
lang auch in der Rechtspraxis dargestellt hat, dann 

ist das hier eine sehr gute Formulierung. Wir haben 
eine umfangreiche Rechtsprechung zur Frage, was 
Rechteüberlassungen, Übertragungen von Know-
how und Patenten sind. Mit diesen Definitionen 
kann man arbeiten.  

Aus meiner Sicht ist es auch gesetzestechnisch 
besonders gut, dass hier Regelbeispiele ins Gesetz 
eingebaut worden sind. In § 4j Absatz 1 Satz 1 EStG 
hat man nach der Zusammenstellung der Schutz-
rechte und technischen wissenschaftlichen Erfah-
rungen, die Gegenstand der Vereinbarung sein 
können, auch zum Beispiel Pläne, Muster und 
Verfahren erwähnt.  

Aus dem Kontext all dieser Beispiele sieht man, 
dass hier genügend Material geboten wird, um 
einen plötzlich auftauchenden Sachverhalt ein-
zubeziehen. Eigentlich kann jedes Recht, für das 
jemand Geld geboten und gezahlt hat, prinzipiell in 
den Anwendungsbereich dieser Vorschrift geraten. 
Ich halte nichts davon, bei solchen Normbereichen 
sehr dezidiert, enumerativ Tatbestände zu schaffen, 
weil die in der Rechtsanwendung nachher Proble-
me machen. Dann ist da ein Fall, der gehört eigent-
lich in die Besteuerung, aber man darf den Steuer-
tatbestand nicht analog ausdehnen. Insofern ist die 
Gesetzestechnik mit unbestimmten Rechtsbegriffen 
hier unverzichtbar und auch richtig genutzt wor-
den. Die Rechtsprechung bietet also hinreichende 
Anhaltspunkte, um die Begriffe Know-how und 
Überlassung von Rechten zu bestimmen. 

Auch die Einwendungen gegen den Begriff „sub-
stanzielle Geschäftstätigkeit“ halte ich für nicht 
gerechtfertigt. Der Gesetzgeber hat zurecht darauf 
verzichtet, eine positive Definition der substanziel-
len Geschäftstätigkeit vorzunehmen. Das wäre näm-
lich schwierig geworden. Aber indem der Gesetz-
geber nur schreibt, wann diese eben fehlt, halte ich 
das für die Anwendung für optimal. Wenn man 
also gar keine oder nahezu keine Forschungstätig-
keit hat, dann greift das auch auf Parameter zurück, 
die wir in der Rechtsprechung auch mehrfach hat-
ten. Wir wissen, dass zum Beispiel der Abzug von 
Werbungskostenaufwendungen, Erwerbsaufwen-
dungen dann nicht möglich ist, wenn sie nur zu 
ganz geringem Umfang überhaupt beruflichen 
Zwecken dienen. Das kennen wir aus dem 
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Werbungskostenabzug bei Lohneinkünften. Da 
sieht man eben, dass man dort auch eine klare 
Kante setzen will. Wenn man sagen würde: „Soweit 
es noch Forschung gibt, wollen wir es ein bisschen 
einschränken“, dann schafft das nur Unsicherheit. 
Denn man müsste dann wieder bei geringfügigen 
Ansätzen sagen, wo denn die Grenze liegt. Was 
heißt geringfügig? Was heißt ein bisschen? Ich 
denke, wir haben hier mit der Negativabgrenzung 
eine rechtssichere Formulierung. 

Dass auch hier der Begriff der „nahestehenden 
Personen“ eingeführt wird, also diejenigen, die 
auch neben dem Steuerpflichtigen möglicherweise 
an der Entwicklung beteiligt waren, greift auf 
Begriffe aus dem Außensteuerrecht zurück. Das ist 
etabliertes Gedankengut in der Rechtsprechung. Es 
ist auch richtig, dass man die nahestehenden 
Personen hier einführt. Denn man muss berück-
sichtigen, dass die Regelung im Kontext mit Ge-
winnverlagerungen ins Ausland steht, die man 
vermeiden will, und das hat eine Nähe zur all-
gemeinen Missbrauchsbetrachtung. Würde man 
hier nicht auf nahestehende Personen abstellen, 
hätte man die Schwierigkeit, dass man reine nor-
male Geschäftsbeziehungen mit Dritten vielleicht 
auch im Anwendungsbereich der Vorschrift sehen 
müsste. Dann hätte man aber die Schwierigkeit, das 
zu ganz normalen Geschäftstätigkeiten der Unter-
nehmen abzugrenzen. Deshalb glaube ich, dass die 
hier gefassten Regelungen bestimmbar und auch 
vernünftig sind. 

Ich würde davon abraten, hier eine Verknüpfung 
mit dem BEPS-Prozess durch eine sprachliche 
Anbindung im Gesetzestext herzustellen. Bei aller 
Hochachtung vor den BEPS-Vorgängen, aber es ist 
keine Gesetzesmaterialie. Es sind Vereinbarungen, 
die auch aufgelöst und aufgehoben werden können, 
die sich verändern können. Wenn wie hier in der 
Gesetzesbegründung steht, dass man bei der Fas-
sung des Gesetzes diese Vorstellung im Blick ge-
habt habe, dann ist das völlig in Ordnung. Das 
erleichtert dem Rechtsanwender die Feststellung 
des historischen Willens, den der Gesetzgeber ge-
habt hat. Das würde auch ausreichen. Ansonsten 
würde ich sagen, dass das eine sehr bedenkliche 
dynamische Verweisung wäre, die zu stark von den 
Wechselfällen des Lebens abhängig ist, was den 
Prozess im BEPS-Verfahren angeht. 

Ich glaube auch nicht, dass hier verfassungsrecht-
liche Bedenken gegen die Fassung der Vorschrift 
bestehen. Es gibt keinen Verstoß gegen die Besteu-
erung nach der Leistungsfähigkeit. Hier wird nicht, 
wie Herr Dr. Pinkernell die Sorge geäußert hat, 
Steuersubstrat aus dem Ausland ins Inland gezo-
gen, sondern es geht gerade um den Abfluss von 
Wertschöpfungen aus dem Inland nach Außen, 
ohne dass außersteuerliche Gründe vorliegen. Denn 
es geht gerade um die Bekämpfung von Gewinnver-
lagerung, die hier über Lizenzvereinbarungen ins 
Ausland gehen sollen. Das ist jedenfalls die Ge-
schäftsgrundlage dieser Norm.  

Ich sehe auch keinen Verstoß gegen Wettbewerbs-
regelungen der EU. Das ist kein Fall, der etwa unter 
Artikel 107 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) fallen würde. Der Eu-
ropäische Gerichtshof betont stets das Recht des 
nationalen Gesetzgebers, Missbrauchsbekämpfung 
zu betreiben und auch hier Schranken zu setzen. 
Das ist hier im Grunde genommen der erkennbare 
Ansatz, nicht aus außersteuerlichen Gründen mo-
tivierte Aufwendungen für Lizenzen von der Be-
steuerung auszuschließen. Das ist durchaus europa-
rechtskonform. 

Ich darf auch noch erwähnen, dass man hier be-
stimmte Lizenzaufwendungen nicht berücksichtigt, 
obwohl sie betrieblich veranlasst sind. In einer der 
Stellungnahmen kommt zum Ausdruck, dass, wenn 
etwas betrieblich veranlasst ist, es auch als Be-
triebsausgabe abgezogen werden muss. So ist es 
aber nicht. Wir haben auch nichtabziehbare Be-
triebsausgaben im Einkommensteuergesetz. Wir 
haben auch Betriebsausgaben, die durch den Be-
trieb veranlasst sind, aber trotzdem wegen Unan-
gemessenheit nicht abgezogen werden können, 
etwa der Fall des Ferrari Spider eines Tierarztes, 
den der BFH zu entscheiden hatte. Ist das eine un-
angemessene Betriebsführung, auch wenn dieser 
damit auf den Acker fährt, um Pferde zu behan-
deln? 

Insgesamt meine ich, dass die gesetzliche Regelung 
in jeder Hinsicht ohne rechtliche Bedenken durch-
zuwinken ist. 



  

 
Finanzausschuss 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 109. Sitzung 
vom 29. März 2017 

Seite 30 von 150 

 
 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Der nächste 
Fragesteller für die CDU/CSU-Fraktion ist Herr 
Güntzler.  

Abg. Fritz Güntzler (CDU/CSU): Wir könnten fast 
nach dieser Lobeshymne aufhören. Ich sehe zwar 
einen gewissen Widerspruch zu den Stellung-
nahmen, die ich gelesen habe, und auch zu den 
Einlassungen von Herrn Eigenthaler, der ja darauf 
hingewiesen hat, dass er es gut findet, aber dass es 
in der Umsetzung im Vollzug vielleicht doch Pro-
bleme geben könnte. Daher richte ich meine Frage 
an Herr Thumbs und an Frau Rindermann vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer. 

Wir haben jetzt abstrakt wahrgenommen, dass es 
gut ist, hier etwas zu regeln. Das sage ich immer 
sehr vereinfacht, aber jetzt kommt es auch darauf 
an, dass wir es so regeln, dass es a) für die Finanz-
verwaltung vollziehbar ist und b) für den Steuer-
pflichtigen auch anwendbar ist. Es sind die un-
bestimmten Rechtsbegriffe genannt worden, wie 
„Regelbesteuerung, Präferenzregelung, substan-
zielle Geschäftstätigkeit“, um nur diese drei zu 
nennen. Ich entnehme den Stellungnahmen, dass 
das eben nicht so einfach zu interpretieren ist, wie 
es Herr Prof. Brandt hier dargestellt hat. Meine 
Frage ist: Können Sie, wenn man denn akzeptiert, 
dass es so ein Gesetz geben muss, mit diesem Re-
gelungsinhalt, leben? Wissen Sie, wie Sie mit dem 
Gesetz ab dem 01.01.2018 in Bezug auf die Aus-
legung umgehen müssen, und sehen Sie überschie-
ßende Wirkung? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Thumbs, 
bitte. 

Sv Werner Thumbs (Boehringer Ingelheim Unter-
nehmensverbund): Frau Vorsitzende, Herr Güntz-
ler, vielen Dank für die Frage, die sich nach der 
Vorrede tatsächlich anbietet. Für meine Antwort, 
denke ich, ist es wichtig, vorweg zu schicken, dass 
ich erstens unter praktisch und pragmatisch etwas 
anderes verstehe als das, was mit in einer Einzel-
fallentscheidung vor Gericht möglich ist. Denn es 
geht darum, in Massenverfahren Dinge abzuarbei-
ten. Das ist nicht deshalb so, das muss ich als 
zweites vorausschicken, weil wir Steueroasen 
nutzen würden, sondern weil wir unsere For-

schungs- und Entwicklungsarbeiten international, 
über unsere wesentlichen Produktions- und Ab-
satzmärkte hinweg durchführen. Das sind keine 
einfachen Rechte oder Lizenzen. Es sind in den 
meisten Fällen gemeinsame Entwicklungen, die in 
verschiedenen Ländern stattfinden, wo am Ende 
hoffentlich ein Patent rauskommt. Das passiert in 
einem von 100 Fällen bei einem Pharmaprodukt. 
Also da tue ich mich ein bisschen schwer zu sagen, 
das ist alles so ganz einfach. 

Auf der anderen Seite hat Prof. Brandt vorhin ge-
sagt, es seien sowieso alle Kosten enthalten. So 
betrachtet wäre die Definition natürlich wieder 
einfach, aber ich glaube, das ist auch eine über-
spitzte Sichtweise dessen, was Sie gesagt haben. 
Ich interpretiere das Gesetz so, dass jede Dienst-
leistung, die irgendetwas mit Wissen oder mit 
Wissenstransfer zu tun hat, von diesem Gesetzent-
wurf erfasst ist. 

Sie haben auch nach der Anwendbarkeit für das 
BMF gefragt. Wir wissen alle, wie lange es dauert, 
bis zu schwierigen Fällen ein BMF-Schreiben ge-
macht wird. Ich möchte auch noch einmal deutlich 
darauf hinweisen, dass ein BMF-Schreiben aus 
Sicht des Anwenders auf der anderen Seite ein 
Kommentar ist. Sie müssen sich von Seiten der 
Finanzverwaltung daran halten, und wenn ich das 
tue, dann haben wir keine Probleme miteinander. 
Aber ich habe auch schon erlebt, dass man BMF-
Schreiben unterschiedlich auslegt. Das Problem an 
der Stelle ist, dass es darüber keine Rechtssicher-
heit gibt. 

Wenn wir uns jetzt drüber unterhalten müssen, 
dass möglicherweise jede Dienstleistung, die in 
einem anderen Land erbracht wird und die mög-
licherweise unter ein Präferenzregime gefallen ist, 
hier betrachtet werden muss und das Ganze auf 
dem Rechtsweg vielleicht 15 Jahre später entschie-
den wird – dann bin ich ein wenig beunruhigt. 
Denn bei riesigen Forschungsaufwendungen, wie 
wir sie haben, – 2,5 Milliarden Euro Forschungs-
aufwand pro Jahr – macht schon eine Promille-
verschiebung sehr viel aus. Wenn dann noch 
einmal der gleiche Betrag an Zinsen oben drauf 
kommt – das Thema Zinsen ist heute schon 
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angesprochen worden –, dann können sie sich vor-
stellen, welche Dimension das hat. 

Deswegen halte ich es für unheimlich wichtig, 
auch wenn es rechtlich natürlich anders möglich 
wäre, sich ganz bewusst an das zu halten, was die 
OECD macht. Ansonsten haben wir so viele Inter-
pretations- und Abgrenzungsfragen. Die will ich 
jetzt wirklich nicht im Einzelnen aufgreifen, sonst 
entzieht mir die Vorsitzende bald das Wort. Es ist 
essentiell, dass man hier international abgestimmt 
vorgeht und deswegen keinen Schnellschuss 
macht. Auch 2018 wäre für mich ein Schnell-
schuss. 

Wir müssen uns mit unbestimmten Rechtsbegriffen 
andauernd auseinandersetzen, aber das heißt doch 
nicht, dass wir bewusst noch ein paar neue erfin-
den müssen. „Präferenzregime“, das ist nicht 
wirklich klar und „substanzielle Geschäftstätigkeit“ 
ist jetzt auch schon ein paar Mal angesprochen 
worden. Wenn wir in den Ländern, in denen wir 
Absatz haben, Forschung durchführen, dann aber 
in dem einem Land, und das kann sehr oft pas-
sieren, das Patent überhaupt nicht angemeldet 
wird, sondern in einem anderen oder man das 
Produkt in dem entsprechenden Land gar nicht in 
den Markt bringt, dann besteht die Gefahr, dass 
jemand sagt, das sei nicht mehr die entsprechende 
Geschäftstätigkeit und dann wäre der Betriebs-
ausgabenabzug gefährdet. Das ist für ein Unter-
nehmen, das Forschungen mit einem Zeithorizont 
von 10 bis 20 Jahren planen muss, schwierig. Man 
bekommt dann vielleicht in 15 Jahren vom BFH 
gesagt, wie man seine Forschung im Jahr 2018 hätte 
gestalten müssen. Entschuldigung, das ist nicht 
das, was ich unter pragmatisch verstehe. 

Einen Punkt muss ich noch anbringen, weil Sie 
auch gefragt haben, ob wir damit leben können. Ich 
muss für jedes Recht prüfen, wo es herkommt. Der 
Gesetzentwurf will Missbrauch verhindern, also 
dass man irgendein Land zwischenschaltet, in dem 
dann eine volle Besteuerung stattfindet, und tat-
sächlich hat in einem anderen Land in der Kette 
davor ein Präferenzregime stattgefunden. Das heißt, 
ich muss mir bei jedem Recht, im Zweifel bei jeder 
technischen Dienstleistung, tatsächlich die ganze 
Kette angucken, um herauszufinden, ob im Ur-

sprungsland tatsächlich eine Bevorzugung statt-
gefunden hat oder nicht, und dann muss ich auch 
noch gucken – wie es der Bundesrat vorgeschlagen 
hat – wie hoch besteuert wird und zwar in dem 
Land mit der niedrigsten Besteuerung, ganz egal, 
wie klein der entsprechende Anteil ist. Wir haben 
durchaus Fälle, da sind fünf, sechs, acht Länder an 
einer Entwicklung beteiligt. Am Ende muss ich 
fragen: „Und das schafft die Wirtschaft für 82 000 
Euro?“ Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Frau Rindermann, bitte. 

Sve Marita Rindermann (Institut der Wirtschafts-
prüfer in Deutschland e. V. (IDW)): Frau Vorsitzen-
de, Herr Güntzler, auch von meiner Seite aus ganz 
herzlichen Dank für die Einladung und für die 
Frage „Können wir mit einem solchen Gesetz, mit 
einer solchen Regelung leben?“ Sicherlich eine 
berechtigte Frage. Wir vom IDW können das Anlie-
gen, Steuerverlagerungen zu unterbinden, natürlich 
vollkommen nachvollziehen. Das ist klar, dem 
muss man entgegenwirken, aber unser Petitum geht 
doch in die Richtung, dies bitte mit Augenmaß für 
die Unternehmen zu machen und damit nicht der 
deutschen Wirtschaft zu schaden und der Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands einen Schaden zuzu-
fügen. 

Ziel muss es doch sein, die zu treffen, die auch 
getroffen werden sollen, nämlich den Personen-
kreis, den Herr Pross völlig zutreffend beschrieben 
hat. Derzeit führt die geplante Regelung aber nicht 
nur dazu, dass all diese getroffen werden, sondern 
sie geht über den Nexus-Ansatz weit hinaus. Ich 
frage mich, warum übernimmt der Gesetzgeber  den 
Nexus-Ansatz nicht nahezu wörtlich? Denn damit 
würde gewährleistet, dass zumindest nur im Rah-
men des Nexus-Ansatzes die Zahlungen vom Ab-
zug ausgeschlossen würden. Derzeit ist es so, dass 
nach dem Nexus-Ansatz ein bestimmter Anteil der 
Gesamteinnahmen, berechnet aus einem Verhältnis 
von qualifizierten Aufwendungen zu Gesamtauf-
wendungen, als begünstigt angesehen wird. Und 
daraus schlussfolgert dann der Nexus-Ansatz, dass 
in diesen Fällen eine substanzielle Geschäftstätig-
keit vorliegt. Was macht der deutsche Gesetzgeber 
daraus? Der sagt, eine substanzielle Geschäftstätig-
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keit liegt nur dann vor, wenn weit überwiegend das 
Recht im eigenen Betrieb hergestellt worden ist. 
Weit überwiegend bedeutet für mich, zu mehr als 
50 Prozent. Beim Nexus-Ansatz kann sich aber 
auch eine Begünstigung bei weniger als 50 Prozent 
ergeben, sodass unsere geplante Regelung geeignet 
ist, über den Nexus-Ansatz hinauszugehen. Dafür 
sehe ich in der Tat keine Notwendigkeit, und das 
wäre sicherlich auch ein Punkt, der zum Schaden 
der deutschen Wirtschaft wäre. 

Was ist denn eine Regelbesteuerung? Müssen wir 
uns wirklich an die 25 Prozent halten? Daran kle-
ben wir durch die Hinzurechnungsbesteuerung 
fest. Wäre das nicht jetzt auch hier die Gelegenheit, 
eine Absenkung anzustreben? 

Daher wäre mein Petitum, wenn die Regelung zum 
jetzigen Zeitpunkt tatsächlich schon Gesetz werden 
soll, dann doch am besten durch Übernahme des 
Nexus-Ansatzes, möglichst präzise und wörtlich, 
denn damit würden sich viele Fragen, insbesondere 
die der Administrierbarkeit wahrscheinlich erüb-
rigen. Wenn sie an die ganzen Rückausnahmen 
denken, wie soll das noch administrierbar sein? 
Dies hatten Sie auch angedeutet, Herr Eigenthaler. 
Das gilt natürlich sowohl für die Finanzverwaltung 
als auch für die Beraterschaft und für den Steuer-
pflichtigen selbst. Daher denke ich, die Übernahme 
des Nexus-Ansatzes wäre eine geeignete Möglich-
keit, wenn man an der Regelung festhalten will, um 
eine Reihe von Auslegungsfragen zu verhindern, 
die hinterher durch Verwaltung und Gerichte aus-
gelegt werden müssten. Damit würde die Regelung 
besser zu administrieren sein. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die CDU/CSU-Fraktion ist 
Dr. Middelberg. 

Abg. Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU): Vielen 
Dank, Frau Vorsitzende. Ich möchte das gerne noch 
im Hinblick auf die Lizenzschranke vertiefen und 
wende mich da an Herrn Welling. Es geht um die 
beiden Punkte, ob Sie noch mal Position beziehen 
können zum Thema „Schwelle für die Niedrig-
besteuerung“. Sind 25 Prozent adäquat? Vielleicht 
können Sie auch noch einmal auf die auch ange-

sprochene Rückausnahme eingehen, ob die in die-
ser Form in § 4j Abs. 1 S. 4 EStG sachgerecht ist.  

Die zweite Frage geht an Herrn Gewinnus vom 
DIHK, ob Sie vielleicht Stellung nehmen können zu 
den die geringwertigen Wirtschaftsgüter betreffen-
den Regelungen. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Welling, 
bitte. 

Sv Berthold Welling (Bundesverband der Deut-
schen Industrie e. V. (BDI)): Frau Vorsitzende, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter Dr. Middelberg, vielen 
Dank für den Einwurf und für die Frage mit Blick 
auf die Regelbesteuerung und auf die Rückausnah-
me, bzw. die 25-Prozent-Grenze. Vielleicht eine 
ganz kurze Vorbemerkung dazu. Zitat aus dem 
Gesetzentwurf, „Problem und Ziel“, wenn Sie den 
ersten Satz durchlesen: „Patente, Lizenzen, Konzes-
sionen oder Markenrechte lassen sich besonders 
einfach auf andere Rechtsträger und über Staats-
grenzen hinweg übertragen.“ 

Bei dem Verfahren zur Unternehmenssteuerreform 
2008 wurde die Funktionsverlagerung eingeführt. 
Insofern wundern mich solche Sätze eigentlich. Ich 
möchte jetzt keine allgemeine steuerpolitische De-
batte führen, aber bei bestimmten Dingen denke 
ich, sollten wir die Kirche im Dorf lassen. Wir the-
matisieren ein Problem, das weltweit existiert, aber 
die Frage ist, ob es ein deutsches Problem ist und 
diese Frage möchte ich nicht offen lassen, sondern 
vielleicht mit zwei, drei Stichpunkten bewerten. Es 
gibt ein enorm hohes öffentliches Interesse. Der 
Druck ist hoch, und von daher verstehe ich auch 
diese Initiative, ich verstehe auch diesen Gesetz-
entwurf aufgrund des öffentlichen Drucks. 

Aber versuchen wir, uns die fachlichen Aspekte 
vor Augen zu führen: Wir reden hier über ein Vo-
lumen von 30 Millionen Euro. Eine Lizenzschranke 
mit diesem Volumen hat eine sehr schlechte Sig-
nalwirkung für den Forschungsstandort und den 
Wettbewerb mit anderen Staaten. Zum Vergleich: 
In Österreich wurde tatsächlich eine Lizenzschran-
ke eingeführt, aber gleichzeitig flankiert mit einer 
sogenannten „Forschungs- und Entwicklungs-
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förderung“ steuerlicher Natur, in Höhe von 12 Pro-
zent. 2018 wird sich der Prozentsatz noch einmal 
erhöhen. Diese Kombination ist aus wirtschafts-
politischer und standortpolitischer Sicht sinnvoll, 
weil sie versucht die Entwicklung im Land tatsäch-
lich zu fördern und gleichzeitig eine Verlagerung 
durch die Abzugsfähigkeit mit dem Nexus-
Approach zu unterbinden. Wir machen nur das 
Negative, das heißt, wir versuchen nur, mit Strafe 
abzuschrecken, einen Anreiz gibt es nicht. Die 
Folgen werden wir dann vielleicht im Rahmen 
einer anderen wirtschaftspolitischen Debatte 
besprechen müssen. 

Jetzt ganz kurz zu den wesentlichen Aspekten, die 
Sie angesprochen, Herr Dr. Middelberg. Die Frage 
ist, ob wir bei diesem Volumen, das wir gerade 
besprechen, Verstöße gegen wesentliche Grund-
prinzipien des Steuerrechts – das sind nämlich die 
Vermeidung von treaty override, nationalem 
Alleingang und einem Verstoß gegen das Netto-
prinzip – einfach in Kauf nehmen sollten. Wir 
haben hierfür einen Schwellenwert, den Sie gerade 
angesprochen haben, von 25 Prozent. Das heißt, 
alles was von einer sogenannten „Regelbesteu-
erung“, die nicht definiert ist, abweicht und unter 
25 Prozent liegt, wird dem sogenannten „Abzugs-
verbot“ unterworfen. 

Wir haben EU-weit (ohne Deutschland) einen 
durchschnittlichen Körperschaftsteuersatz von 
21,5 Prozent. Ich frage mich, woher wir für einen 
Grenzsteuersatz von 25 Prozent im Rahmen des 
geplanten § 4j EStG die Rechtfertigung nehmen. 
Mir ist das schleierhaft. 25 Prozent ist sicherlich 
nicht der richtige Vorschlag. Ich plädiere dafür, in 
Anlehnung an § 23 Abs. 1 KStG oder § 50 a EStG, 
bei dem abzuführenden Quellensteuersatz 15 Pro-
zent als Grenzwert vorzusehen. 

Ein letzter Punkt: Ich habe es immer so verstanden, 
dass eine Lizenzzahlung, Herr Eigenthaler, Sie kön-
nen mich sicherlich eines Besseren belehren, im 
Rahmen der Betriebsprüfung auf die Werthaltigkeit 
überprüft wird. Das heißt, eine Lizenzzahlung vom 
Inland ins Ausland wird von der Finanzverwaltung 
überprüft. Darin enthalten ist entweder ein Zu-
schlag zu den Kosten, „Cost-Plus“, wie es gerade 
Herr Dr. van Lishaut schon erwähnt hat, oder Sie 

haben sogar im Drittvergleich einen sogenannten 
Gewinnaufschlag. Das heißt, die Lizenzzahlung ins 
Ausland wird vom Gewinn her bereits erfasst. Jetzt 
stören wir uns aber daran, dass sie in einem ande-
ren Land gegebenenfalls niedriger besteuert wird. 
Dieses Problem ist in Deutschland aber nicht vor-
herrschend, denn es gibt in Deutschland keine Li-
zenzausgabenüberschüsse, sondern wir haben Li-
zenzeinnahmenüberschüsse. Der Saldo liegt im 
Moment bei 6,2 Milliarden Euro. Ich möchte damit 
nur einmal verdeutlichen, was für ein Risiko darin 
liegt, wenn andere Länder auf die Idee kämen, die-
sen Schwellenwert entsprechend ebenfalls umzu-
setzen. 

Herr Dr. Pinkernell hatte seinen Beitrag abgeschlos-
sen mit dem Sack und dem Esel, den er getroffen 
hat. Ich möchte es vielleicht anders darstellen, mit 
Blick auf eine sogenannte vermeintliche Steuer-
oase, Irland: Um die Sicherheit der Schwimmer vor 
der Küste von Irland zu erhöhen, macht es keinen 
Sinn, eine Schwimmflügelpflicht in deutschen Hal-
lenbädern einzuführen. Damit möchte ich schlie-
ßen. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Gewinnus, bitte. 

Sv Jens Gewinnus (Deutscher Industrie- und Han-
delskammertag e. V. (DIHK)): Vielen Dank für die 
Einladung und auch vielen Dank für die Frage. Nun 
von diesem multinationalen Thema „Lizenz-
schranke“ zu einem etwas kleinteiligeren Thema, 
nämlich der Grenze für die geringwertigen Wirt-
schaftsgüter (GWG) beziehungsweise der Sofort-
abschreibung derselben. Dies war ursprünglich 
auch im Rahmen eines anderen Gesetzgebungs-
verfahrens diskutiert wurden, trotzdem finden wir 
es richtig und sind ganz froh drüber, dass eine An-
hebung dieser Grenze jetzt angegangen wird. Sie 
liegt schon seit 1964 bei 410 Euro. Ich glaube, dass 
jetzt eine Anhebung auf 800 Euro angedacht ist. 
Wir sind auch vor allem aus dem Grund überzeugt, 
dass es richtig ist, weil es eine Maßnahme zum 
Bürokratieabbau ist. Mir wurde zum Teil entgegen-
gehalten, die Anhebung würde überhaupt keine 
Vereinfachung im Steuerrecht bringen. Dann aber 
wäre die Frage, warum es diese 410 Euro denn 
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überhaupt gäbe, wenn darin keine Vereinfachung 
liegt.  

Eine Anhebung der Grenze bringt einen größeren 
Vereinfachungseffekt. Wenn man sich die ur-
sprünglichen Gesetzgebungsmaterialien anschaut, 
steht dort auch ganz deutlich der Liquiditätseffekt 
drin, der durch Kleinstinvestitionen entsteht, der 
einen Anreiz bieten kann, aber eben auch, dass 
man sich damit auf beiden Seiten Bürokratiekosten 
erspart, bei der Finanzverwaltung wie auch bei den 
Unternehmen. Sie müssen sich zum Beispiel nicht 
darüber Gedanken machen oder vielleicht zum 
Schluss auch streiten, wie lange ein Wirtschaftsgut 
dieser überschaubaren Größenordnung denn nun in 
der Steuerbilanz abgeschrieben werden muss oder 
nicht. Oft wurde mir auch entgegengehalten, das 
machen sowieso alles immer die Steuerberater, und 
da verwischt das in den Kosten. Das mag im Einzel-
fall stimmen, dies ist aber keine gesetzgeberische 
Intention der Steuerberatergebührenverordnung 
oder des Gesetzes. Es sind Rahmengebühren, die 
der Steuerberater innerhalb eines vorgegeben Rah-
mens anhand seines Arbeitsaufwandes erheben 
kann und darf. Wenn der Arbeitsaufwand geringer 
wird, dann ist auch die Gebühr geringer. So zumin-
dest die ökonomische Sichtweise. Ob das im Ein-
zelfall immer so ist, das muss man dann auch als 
Unternehmen nachprüfen. 

Ich hatte schon gesagt, dass die Anhebung über-
fällig ist. Wenn man die Inflation seit 1964, der 
letzten Anhebung auf damals 800 Mark, bis heute 
berücksichtigt, dann müsste man eher bei einem 
Betrag von 1 200 Euro landen. Soweit werden wir 
wohl nicht kommen, aber immerhin sind die 
800 Euro aus unserer Sicht ein richtiger Schritt in 
Richtung Bürokratieabbau. 

Zum Schluss, vielleicht spielt auch Ihre Frage da-
rauf an: Es gibt ja noch parallel die sogenannte 
Poolabschreibung, und wir sind der Meinung, die 
sollte bestehen bleiben. Schon allein aus dem 
Grunde, weil die GWG-Grenze nicht auf 1 000 Euro 
angehoben wird, das ist der Betrag der Poolab-
schreibung. Investitionen im Bereich von 800 bis 
1 000 Euro sollten auch von dieser Vereinfachung 
profitieren, in diesem Fall nur von der Poolab-
schreibung. 

Alles in allem ist die Ausweitung der GWG aus un-
serer Sicht richtig, und wir hoffen, dass das auch 
umgesetzt wird. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die SPD-Fraktion ist Herr 
Hakverdi. 

Abg. Metin Hakverdi (SPD): Danke, Frau Vorsitzen-
de. Ich habe zwei Fragen. Einmal an Herrn Korn 
zum Personenkreis von § 4j Abs. 1 EStG und dann 
einmal an Herrn Prof. Hechtner zur absoluten Nied-
rigbesteuerungsgrenze. 

Meine erste Frage geht an Herrn Korn. Wie beur-
teilen Sie die Eingrenzung der Abzugsbeschrän-
kung für Aufwendungen für Rechteüberlassungen 
auf nahestehende Personen? Wir haben es eben 
schon ein paar Mal gehört, trotzdem frage ich noch 
mal ausdrücklich, wie bewerten Sie, Prof. Hecht-
ner, die in § 4j Abs. 2 EStG geregelte Grenze einer 
Niedrigbesteuerung von 25 Prozent? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Korn, bitte. 

Sv Peter Korn (Bundesrechnungshof): Vielen Dank, 
Frau Vorsitzende. Vielen Dank, Herr Abgeordneter. 
Auch wir begrüßen die Zielrichtung des vorliegen-
den Gesetzesentwurfes. Bei der Beschränkung auf 
nahestehende Personen haben wir aber auch ge-
wisse Zweifel daran, ob sich das in der Praxis so 
einfach handhaben lässt, wie es hier teilweise 
schon dargestellt worden ist. 

Herr Prof. Brandt sagte zurecht: Jeder von diesen 
Begriffen, die hier genannt worden sind, also 
„Präferenzregime, Niedrigbesteuerung, substan-
zielle Geschäftstätigkeit und nahestehende Perso-
nen“, ist irgendwo geregelt und kann auch ent-
sprechend festgestellt werden. Nun haben Prü-
fungen ergeben, dass selbst in vergleichbar ein-
fachen Bereichen, zum Beispiel bei der Darlehns-
gewährung unter Angehörigen, wo der Regelsteuer-
satz anzuwenden ist, das vielfach in der Praxis 
nicht beachtet worden ist. Deshalb befürchten wir, 
dass auch hier der Praxisvollzug schwierig sein 
wird. Dessen ungeachtet sehen wir durchaus, unter 
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den Bedingungen, unter denen dieses Gesetz ge-
macht werden muss, dass es natürlich schon Be-
schränkungen und einen maßvollen Einsatz geben 
soll, aber wir haben Probleme damit, ob sich das in 
der Praxis tatsächlich so vollziehen lässt. Vielen 
Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Das 
war ja überraschend kurz und sehr angenehm. Herr 
Prof. Dr. Hechtner, bitte. 

Sv Prof. Dr. Frank Hechtner (Freie Universität 
Berlin): Vielen Dank für die Frage. Ich will dem 
guten Beispiel folgen und mich auch kurz halten. 

Zur Niedrigbesteuerung können zwei Sachen an-
geführt werden. Das eine ist die empirische Evi-
denz, und das andere ist eine Wertungsfrage. Dazu 
haben wir schon etwas gehört. Zur Wertungsfrage 
kann man feststellen, dass im Jahressteuergesetz 
2008 eine Stellungnahme enthalten ist, wo die 
Bundesregierung festgestellt hat, dass sie keinen 
Anlass sieht, die Grenze von 25 Prozent zu verän-
dern. Man kann sich fragen, ob diese Haltung wie-
terhin gilt. Ich denke aber, wenn man jetzt auf die 
empirische Evidenz abstellt, ist das eine Frage, die 
an einer anderen Stelle zu diskutieren wäre. Ich 
denke nicht, dass es sinnvoll ist, im Rahmen des 
§ 4j EStG eine eigene, neue Niedrigbesteuerung zu 
definieren, die deutlich abweicht von den anderen 
Grenzen, die wir beispielsweise im § 8 Abs. 3 
Außensteuergesetz kennen. Insofern plädiere ich 
dafür, dass an dieser Grenze festgehalten wird. 

Der Blick sollte auf den anderen Aspekt gelenkt 
werden, nämlich wie denn die Niedrigbesteuerung 
zu ermitteln ist. Es geht also nicht nur um die Frage 
von bestimmten oder unbestimmten Rechtsbegrif-
fen, sondern auch um die rein ökonomische oder 
mathematische Frage: „Wie kommt man zum Er-
gebnis, ob man unter 25 Prozent liegt?“ Wie ich das 
Gesetz verstehe, ist es nicht so, dass man einen 
bestimmten, einzelnen Steuersatz einfach ver-
gleicht. Man muss fairerweise sagen, neben der 
Körperschaftsteuer haben wir auch noch die Ge-
werbesteuer. Also, bei den 15 Prozent würde ich 
sagen, man sollte beides zusammennehmen. Die 
Frage ist, wenn man an der Grenze, die ich für 
sinnvoll erachte, von 25 Prozent festhält, mit wel-

cher Berechnungsgrundlage wird das überprüft? Im 
Text wird von einer Besteuerung von Einnahmen 
geredet, also typischerweise das, was woanders 
nicht gemacht wird. Letztlich ist dann die Frage: 
„Wie kommen Sie dazu?“ Ich verstehe das so, dass 
hier eine fiktive Steuer ermittelt werden müsste, 
auf diese Einnahmen, und dass man dann einen 
Steuersatz ermitteln müsste, beispielsweise einen 
Durchschnittssteuersatz. 

Die nächste Frage ist, wie ist es mit einem progres-
siven Steuertarif, beispielsweise wenn wir im Aus-
land eben nicht nur einen einfach Steuertarif mit 
einem linearen Körperschaftsteuersatz haben? Ich 
denke, das ist das gravierendere Problem, dass man 
klar formuliert, wie man zu der Einschätzung einer 
zu niedrigen Belastung kommt. Ansonsten freut es 
natürlich den Ökonom, wenn er in Absatz drei eine 
Formel sieht. Allerdings ist es zumindest theore-
tisch vorstellbar, dass hierfür Werte kleiner Null 
und größer Eins vorkommen. Insofern sollte man 
das zumindest in der Gesetzesbegründung abfan-
gen. 

Gleichwohl kann ich auf Ihre Frage sagen, dass ich 
erstmal im gesamten System an dieser Grenze der 
Niedrigbesteuerung festhalten würde für § 4j EStG. 
Ob dieses System auch in Zukunft Bestand haben 
sollte – es wurde ja angesprochen, dass wir zumin-
dest beobachten, dass die durchschnittlichen Steu-
erbelastungen in den letzten Jahren sinken –  das 
wäre an anderer Stelle zu diskutieren. Dann aber 
für das gesamte System und nicht nur für ein Teil-
system wie § 4j EStG. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die CDU/CSU ist Prof. Dr. 
Hirte. 

Abg. Prof. Dr. Heribert Hirte (CDU/CSU): Frau 
Vorsitzende, vielen Dank. Ich habe zunächst eine 
Frage an den Vertreter der Bundessteuerberater-
kammer. Mit der Regelung des § 3 Nr. 71 EStG ist 
der sogenannte INVEST-Zuschuss steuerfrei gestellt 
worden. Zwischenzeitlich wurde dieser Zuschuss 
weiter angehoben und damit die Fördermöglichkeit 
weiter erhöht. Meine Frage, bedarf es vor diesem 
Hintergrund auch eine Anhebung der Grenzen für 
die Steuerfreistellung nach § 3 Nr. 71 EStG? 
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Dann eine Frage an Herrn Dr. Niering, dem ich jetzt 
hier im Rücken sitze. Wir wissen und haben gehört, 
dass der sogenannte Sanierungserlass des Bundes-
finanzministeriums vom Bundesfinanzhof als nicht 
gesetzmäßig deklariert wurde, weil er nicht vom 
Gesetzgeber erlassen wurde, und im aktuellen Ver-
fahren ist ein Vorschlag auch des Bundesrates ent-
halten, genau diese Sanierungsgewinne in ähn-
licher Weise wieder steuerfrei zu stellen. Mich 
würde zunächst interessieren, warum ist das so? Ist 
das richtig so? Ist der Ansatz des Bundesrates 
richtig? Insbesondere gibt es da eine Diskussion 
über den Wegfall der Verlustrückstellungen und 
vor allen Dingen gibt es vielleicht auch Alternativ-
vorschläge, dass man völlig anders rangeht als bei 
der bisherigen Konzeption. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Kaiser, 
bitte. 

Sv Volker Kaiser (Bundessteuerberaterkammer): 
Vielen Dank für die Frage, Herr Prof. Dr. Hirte. Eine 
Anhebung der Grenzen für die Steuerfreistellung 
ist aus unserer Sicht durchaus sinnvoll. Mit dem 
INVEST-Förderzuschuss sollen gerade junge, 
innovative Unternehmen bei der Suche nach einem 
Kapitalgeber unterstützt werden. Private Investo-
ren, insbesondere Business Angels, sollen zu die-
sem Zweck motiviert werden, überhaupt oder mehr 
als bisher Wagniskapital für diese Unternehmen 
zur Verfügung zu stellen. Die Verbesserung der 
Wagniskapitalfinanzierung wird immer wieder als 
wesentlich für den Investitionsstandort Deutsch-
land bezeichnet. 

Im internationalen Vergleich ist die Zahl der 
Business Angels, die junge Unternehmen nach der 
Start-Up-Phase unterstützen, in Deutschland eher 
relativ gering. Es hat sich gezeigt, dass der im Mai 
2013 gestartete Investmentförderzuschuss oder 
INVEST-Förderzuschuss durchaus erfolgreich war, 
dass neue Investoren gewonnen werden konnten 
und dass zu jedem eingesetzten Euro zusätzlich 50 
Cent in junge Unternehmen geflossen sind. Die 
Förderung besteht aus einem Erwerbszuschuss von 
20 Prozent der Investitionssumme, der nach § 3 Nr. 
71 EStG steuerfrei ist. Die maximal förderfähige 
Investitionssumme ist mit Wirkung ab dem 
01.01.2017 von 250 000 Euro auf 500 000 Euro 

angehoben worden. Die von der Steuer freigestellte 
Höchstsumme von 50 000 Euro bemisst sich aber 
noch nach dem alten Recht. Damit die 20 Prozent 
der neuen maximal förderfähigen Investitions-
summe weiterhin steuerfrei bleiben können, muss 
der in § 3 Nr. 71 EStG angesprochene Betrag auf 
100 000 Euro angehoben werden. 

Wir unterstützen diese Anhebung, da andernfalls 
eine Investitionssumme, zum Beispiel von 70.000 
Euro in eine steuerfreien und einen steuerpflich-
tigen Teil, aufzuteilen wäre. Um einen bestimmten 
Fördererfolg zu erzielen, ist eine Steuerfreistellung 
aber für den Förderer billiger, denn, wenn diese 
Summe beim Investor und letztlich bei dem ge-
förderten Unternehmen auch ankommen soll, 
müsste ein höherer Betrag ausbezahlt werden, 
wenn darauf noch Steuern zu entrichten wären. Da 
sich der INVEST-Förderzuschuss bereits als erfolg-
reich erwiesen hat und weiter ausgebaut worden 
ist, sollte die Anhebung der förderfähigen Investi-
tionssumme nicht durch eine teilweise Besteu-
erung des Zuschusses konterkariert werden. Danke. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Dr. Niering, bitte. 

Sv Dr. Christoph Niering (Verband Insolvenz-
verwalter Deutschlands e. V. (VID)): Herr Prof. 
Hirte, Sie lassen mich eigentlich weit ausholen. Ich 
will es aber nicht tun, aber ich bin ein Exot hier in 
dieser Runde. Ich habe eben schon die Frage ge-
hört, was machen denn die Insolvenzverwalter zu 
dem Thema hier? Ich habe gespannt zugehört, ich 
kann natürlich nicht bei ihren Themen mitreden, 
aber was uns und nicht nur den Insolvenzverwal-
tern, sondern allen Sanierungsberatern von insol-
venten und in der Krise befindlichen Unternehmen 
auf dem Herzen liegt, ist die Entscheidung des 
BFH, des Großen Senates vom November 2016, die 
nicht vom Himmel gefallen ist, sondern bei der 
sich seit Langem abzeichnete, dass ein BMF-
Schreiben alleine nicht ausreicht. Noch nicht mal 
als Kommentar. Die Steuerfreiheit von Sanierungs-
gewinnen und das BMF-Schreiben wurden vom 
Großen Senat als „nicht mit der Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung vereinbar“ angesehen. Dieses The-
ma ist lange bekannt. 
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Es gibt dazu eine sehr interessante Kommission, 
eingesetzt von verschiedenen Trägern. Wir waren 
als Berufsverband der Insolvenzverwalter mit da-
bei. 2014 gab es einen Abschlussbericht, daran be-
teiligt waren BGH-Richter, BFH-Richter, das BMJV 
und andere auch, die haben gesagt, wir brauchen 
eine gesetzliche Grundlage für diese Frage. Das 
BMF hat sich dem bis heute verweigert und hat 
hierzu bis heute keine Regelung getroffen, und die 
Legislaturperiode neigt sich dem Ende zu. 

Das angesprochene Problem ist keine Frage der 
Optimierung, da geht es auch nicht um Zinssätze, 
und da geht es auch nicht um GWG, bei allem 
Respekt vor diesen Themen. Sondern es geht 
schlichtweg darum, Unternehmen im Ganzen zu 
erhalten. Es gibt Konstellationen, wo man dies nur 
über einen Insolvenzplan tun kann. Das hat der 
Gesetzgeber 1999 so auch ermöglicht und hat diese 
Sichtweise durch verschiedene Gesetzesvorhaben 
gestärkt. Ich sage jetzt hier bewusst „der Gesetz-
geber“. Das sind Sie, die uns hier heute eingeladen 
haben. Zum Beispiel zu nennen wäre dabei das 
Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung 
von Unternehmen (ESUG), das vor rund fünf Jahren 
in Kraft getreten ist. 

Dessen gesetzliche Zielsetzung kann ich aber nur 
umsetzen, wenn ich auch einen Insolvenzplan um-
setzen kann, und dabei entstehen auch sehr häufig 
Sanierungsgewinne. Wenn die zu versteuern sind, 
gelingt die Sanierung nicht. Was sind das für Fälle? 
Ich bin von Hause aus Insolvenzverwalter, also 
kein Profi-Verbandsvertreter, sondern seit 25 Jah-
ren Insolvenzverwalter. Da sind zum Beispiel 
Unternehmen, große Handelsketten, die davon 
abhängig sind, ihre Mietverträge auch über eine 
Insolvenz zu halten. Wir können keine Mietver-
träge übertragen, Karstadt oder aktuell die Wöhrl 
AG sind Beispiele dafür. Das Handelsblatt hat am 
Montag noch darüber berichtet, dass Wöhrl seinen 
Sanierungskurs umändern muss. Hoffentlich ge-
lingt es überhaupt. 

Es gibt aber auch andere Beispiele wie Lizenzen, da 
sind wir dann vielleicht bei dem Thema hier, wo 
ich Unternehmen habe, die von Lizenzen oder von 
Genehmigungen abhängig sind. Ich bin gerade 
Insolvenzverwalter eines Unternehmens, das Flug-

zeuge beim Zwischenstopp repariert. Die sind ab-
hängig von deutschen, europäischen und amerika-
nischen Lizenzen und Genehmigungen. Die kann 
ich nur darüber erhalten, und dann entstehen bei 
einem solchen Weg eben auch Sanierungsgewinne. 
Dadurch, dass wir das BMF-Schreiben nicht mehr 
haben, hätten wir nur § 227 AO. Das ist aber kein 
Mittel, denn Insolvenzen sind zeitkritische Prozes-
se, das heißt, es muss schnell gehen. Man kann 
auch nicht mit einer verbindlichen Auskunft an-
fangen, weil man am Anfang eines solchen Sanie-
rungsprozesses noch nicht weiß, welche Schritte 
man wann gehen muss. Wir haben es mit Kunden, 
Lieferanten, Vermietern zu tun, also gibt es da kei-
ne Möglichkeit. 

Der Vorschlag des Bundesrates ist genau der rich-
tige Weg. Dieser ist allerdings aus dem März und 
an vielen Stellen etwas ängstlich. Warum eigent-
lich sollen Kosten der Sanierung dem strengen 
Abzugsverbot unterliegen? Ein weiterer Punkt ist, 
dass anders als beim Sanierungserlass des BMF die 
nicht verbrauchten Verlustverträge, auf die haben 
Sie reflektiert, Herr Prof. Hirte, einkassiert würden. 
Das heißt, wenn ich in so einem Sanierungsprozess 
noch Verlustvorträge habe, kann ich die nicht mehr 
nutzen. Da verstehe ich nicht ganz, warum man so 
ängstlich ist und dann eben hinter dem zurück-
bleibt, was der Sanierungserlass schon gebracht 
hat. 

Ein großer Vorteil ist, dass wir endlich auch eine 
Regelung im Gewerbesteuergesetz haben. Darum ist 
der Vorschlag des Bundesrates auch auf einem 
guten Weg. Bisher hatten wir das nicht im gewerbe-
steuerlichen Bereich. Gerade für das Beispiel Han-
delsunternehmen: Wenn Sie da mit vielen ver-
schiedenen Kommunen zu tun hatten, mussten sie 
immer in die Einzelentscheidung rein, das an sich 
ist schon ein Mengenproblem und kaum zu leisten. 
Bei Hertie gab es eine Einladung der Kommunal-
vertreter in eine Sporthalle, damit die das Thema 
gemeinsam erörtern können, und es gibt auch noch 
heute viele Kommunen, die eine positive Entschei-
dung, das heißt, dass sie die Steuerfreiheit bei der 
Gewerbesteuer davon abhängig machen, dass ge-
rade in ihrem kommunalen Gebiet die Arbeits-
plätze erhalten werden. Dann gelingt aber keine 
Sanierung, weil es natürlich immer Kommunen 
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gibt, wenn sie ein Haus schließen müssen, die dann 
zu den Verlierern gehören. 

Alternativen, ja da können wir gerne darüber nach-
denken, Herr Prof. Hirte, aber uns läuft die Zeit 
weg. Die Legislaturperiode neigt sich dem Ende zu 
und ohne gesetzliche Grundlage haben wir Schwie-
rigkeiten in den Insolvenzplänen. Viele hängen, 
und von daher würde ich mir im Moment nicht so 
viel Gedanken über die Alternativen machen, son-
dern unsere Verbesserungsvorschläge, von denen 
ich jetzt nicht alle aufgezählt habe, zum Anlass 
nehmen, noch ein bisschen nachzujustieren und 
dann auf den Vorschlag des Bundesrates, schnellst-
möglich aufzuspringen. 

Ich habe das jetzt mal in der gebotenen Kürze ge-
tan. Ich könnte noch Stunden darüber reden, es ist 
ein Herzensanliegen, Frau Vorsitzende, es tut mir 
jetzt leid, dass ich Ihren Zeitrahmen gesprengt ha-
be. Ich bin ja auch nur huckepackmäßig in die 
Anhörung reingekommen, aber es bedeutet uns 
sehr viel, weil es um Arbeitsplätze geht, und es 
geht um Unternehmenserhalt und nicht darum, uns 
das Leben einfacher zu machen. Danke. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank, 
aber wir haben auch gute Absichten, wenn wir 
Gesetzentwürfe machen. Wir wollen auch nicht 
immer nur alle quälen und drangsalieren, auch 
wenn es manchmal so rüber kommt. Nächster 
Fragesteller für die Fraktion DIE LINKE. ist Herr 
Pitterle. 

Abg. Richard Pitterle (DIE LINKE.): Vielen Dank, 
Frau Vorsitzende. Mich würde es natürlich auch 
jucken, zu dem Thema „Sanierungserlass“ ein paar 
Fragen zu stellen, aber da wir nur zwei Mal dran 
sind, im Gegensatz zum Rechtsausschuss, wo das 
ganz anders abläuft, muss ich mich auf das eigent-
liche Thema beschränken und möchte noch zwei 
Fragen  an Herrn Henn vom Netzwerk Steuerge-
rechtigkeit stellen. 

Die erste Frage: Die Umsetzung der Lizenzschranke 
im vorliegenden Gesetzentwurf orientiert sich am 
sogenannten OECD-Nexus-Ansatz. Danach ist die 
Einrichtung einer sogenannten Patent- oder 

Lizenzbox, das heißt, die steuerliche Vorzugsbe-
handlung von Einnahmen aus der Überlassung von 
Lizenzen beziehungsweise anderweitigen Rechten, 
nicht generell unzulässig. Vielmehr ist sie dann er-
laubt, wenn die Lizenzen überwiegend auf eigenen 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten des be-
günstigten Unternehmens beruhen. Der Nexus-An-
satz soll auf diese Weise neben der Eindämmung 
von aggressiver Steuervermeidung auch der Förde-
rung von Forschung und Entwicklung dienen. Ist 
der OECD-Nexus-Ansatz ein geeignetes Instrument, 
um die damit verfolgten Ziele, einerseits Bekämp-
fung von Steuervermeidung, andererseits For-
schungsförderung zu erreichen? 

Die zweite Frage: Eine Voraussetzung, damit die 
vorgesehene Lizenzschranke greift, ist, dass die 
Lizenzzahlungen zwischen nahestehenden Perso-
nen vorliegen müssen. Die Lizenzschranke bezieht 
sich damit nur auf Zahlungen zwischen verbun-
denen Unternehmen beziehungsweise Konzern-
gesellschaften. Wie beurteilen Sie die Beschrän-
kung auf Zahlungen zwischen nahestehenden Per-
sonen? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Die Fragen gin-
gen beide an Herrn Henn oder? Herr Henn, bitte. 

Sv Markus Henn (Netzwerk Steuergerechtigkeit): 
Vielen Dank für die Fragen. Als Netzwerk Steuer-
gerechtigkeit hatten wir uns auch schon während 
des BEPS-Prozesses vehement gegen eine Aner-
kennung von Patentboxen ausgesprochen, wie sie 
jetzt mit OECD/G20-Beschluss vorliegt. Wir hatten 
auch in einem offenen Brief an Herrn Dr. Schäuble 
unsere Bedenken formuliert, aber wir sind damit 
leider nicht durchgedrungen. Unsere Argumente 
halten wir nach wie vor für stichhaltig. Wir halten 
eine Patentbox für eine schlechte Forschungs-
förderung. Wir denken, es gibt bessere Mittel, die 
weniger überschießend sind und nicht so viele 
Vorteile, auch zeitlich unbegrenzt, an die Unter-
nehmen für diese Forschung geben. Wir glauben 
auch, dass der damit einhergehende Steuerausfall 
nicht im Allgemeininteresse ist. Für Großbritan-
nien gab es 2010 eine Schätzung von der Regie-
rung, dass 1,1 Milliarden Pfund jährlich an Steuer-
ausfällen durch die britische Box generiert würden, 
die dann eingeführt worden ist. Das sind Steuer-
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ausfälle, die wir sehr kritisch sehen. Vor allem 
auch deswegen, weil dadurch die Einheit der 
Unternehmensbesteuerung zerstört wird. Es gibt 
dann keine richtige Unternehmenssteuer mehr, die 
einheitlich auf einen bestimmten Gewinn angewen-
det wird, sondern es wird immer mehr an Unter-
nehmenssteuern abgebaut. Diese Gesamtentwick-
lung, die dabei zu erkennen ist, also der gesamte 
Abbau der Unternehmenssteuer, sehen wir auch 
sehr kritisch. Wir halten auch diesen Kompromiss 
beim BEPS-Projekt für ein Einfallstor, die Unter-
nehmenssteuern weiterhin insgesamt abzubauen. 
Auch über die weitere Verbreitung, die durch den 
Beschluss des Nexus-Ansatzes jetzt möglich wird, 
sind wir sehr alarmiert. Denn das ist wirklich eine 
ganze falsche Entwicklung, was nicht der OECD 
oder der deutschen Regierung anzulasten ist, aber 
trotzdem dem internationalen Beschluss. 

Die Patentbox haben wir auch aus dem Grund ab-
gelehnt, dass wir sie für sehr schwer umsetzbar 
halten. Auch die heutige Anhörung hat mich da 
bestätigt. Da schließe ich mich auch zum Beispiel 
Herrn Thumbs an, wenn ich höre, wie schwer es 
ist, das zu ermitteln. Das halte ich durchaus für 
glaubhaft. Ich denke, dass das ein Problem darstellt 
und dass auch die OECD das erkannt hat. Wenn ich 
mir anschaue, wie das im Beschluss formuliert ist, 
dann ist es schon sehr schwer zu verstehen, was 
am Ende dabei heraus kommen soll. Zum Beispiel 
wird gesagt, dass die Forschung meistens gar nicht 
nach Rechten getrennt wird, sondern dass es über-
haupt nur nach dem Produktland möglich ist. Da 
hat man diesen Product Space Approach, wie das 
hier heißt. Da frage ich mich aber, wie das jetzt mit 
dem deutschen Ansatz, der eigentlich nur auf 
Rechten basiert, überhaupt zusammenpassen soll. 
Da sind so viele praktische Probleme enthalten, 
beispielsweise in der Zuordnung der Anteile der 
Ausgaben und der Gewinne. Wir denken, dass der 
Ansatz leider sehr schwer umzusetzen sein wird. 
Deswegen hatten wir uns dagegen ausgesprochen 
und auch gesagt, dass ist einfach der falsche Weg. 

Was wäre jetzt die Lösung aus unserer Sicht? Die 
Lösung wäre natürlich entweder ganz konkret hier 
die Streichung von § 4j Absatz 1 Satz 4 EStG, und 
damit solche Regime gar nicht anzuerkennen. Dann 
würden alle Forschungsausgaben natürlich de facto 
auf das deutsche Steuerniveau oder die 25 Prozent 

hinaufgeschleust. Das würde bedeuten, dass man 
dort wirklich sagt, wir setzen das deutsche Steuer-
niveau durch. Dagegen wurde eingewandt, dass das 
so einfach nicht geht, weil die EU sowieso 21 Pro-
zent hat. Aber warum denn nicht? Es ist eine Art 
Anrechnungsverfahren. Damit hätten wir wirklich 
wieder mal eine substanzielle Sicherung von Un-
ternehmenssteuern nach deutscher Vorstellung, 
wie hoch Unternehmenssteuern sein sollen. Das ist 
eben dieses Anrechnungsverfahren. Das wäre die 
eine sinnvolle Lösung. 

Die andere Lösung wäre, die wir zumindest lang-
fristig vertreten, eine Abkehr von den ganzen Dis-
kussionen, die hier geführt werden, hin zu einer 
Gesamtkonzernsteuer, also dem, was in der EU 
unter dem Titel „gemeinsame konsolidierte Kör-
perschaftsteuer-Bemessungsgrundlage“ diskutiert 
wird. Damit kommt man weg von diesen ganzen 
Detaildebatten und auch den Ermittlungen, die 
auch zum Teil die Unternehmen treffen, wie ich 
gesagt habe, und was nur die Wirtschaftsprüfer und 
Steuerprüfer in ihrem Geschäft fördert. Stattdessen 
machen wir eine Gesamtkonzernbesteuerung mit 
Aufteilung durch eine Formel. Das würde uns sehr 
viele dieser Probleme ersparen, die wir diskutieren. 
Es muss eine gut ausgestaltete Gesamtkonzern-
steuer sein, die nicht wieder einige der Elemente 
enthält, wie sie gerade auf EU-Ebene vorgeschlagen 
werden. Das wäre unser Hauptvorschlag. 

Dann komme ich kurz noch zu der zweiten Frage, 
in der die nahestehenden Unternehmen ange-
sprochen wurden. Wir denken, es wäre auch in der 
Hinsicht eine Vereinfachung, wenn wir einfach alle 
Zahlungen berücksichtigen, weil es dann nicht 
mehr so schwer zu ermitteln ist, was genau viel-
leicht an Missbrauch stattfinden kann, wo sind die 
nahestehenden Personen, wo sind Umgehungen 
von Unternehmen möglich. Das wäre also eine 
Möglichkeit, das auch noch zu unterbinden. Aller-
dings erkennen wir schon an, dass das Hauptziel 
natürlich sein muss, die Konstruktionen zu treffen, 
die innerhalb der Unternehmen stattfinden. Denn 
wir gehen auch nicht davon aus, dass die Zah-
lungen an echte Drittunternehmen nach üblichen 
Marktbedingungen wirklich missbräuchlich statt-
finden können oder dort etwas passiert. Allerdings 
wäre eben auch da die Frage, ob wir nicht insge-
samt die Unternehmensbesteuerung im Lizenz-



  

 
Finanzausschuss 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 109. Sitzung 
vom 29. März 2017 

Seite 40 von 150 

 
 

bereich einfach auf ein höheres Niveau heben wol-
len. Dann wäre es auch egal, ob es sich um verbun-
dene Dritte handelt oder nicht. Das wäre auch wie-
der ein Punkt, wo wir sagen, man könnte damit die 
Unternehmenssteuern sichern, was jahrzehntelang 
in der Form aus unserer Sicht nicht so stark gesche-
hen ist. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die Fraktion BÜDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN ist Herr Dr. Gambke. 

Abg. Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank. Meine Frage geht sowohl 
an Herrn Falk als auch an Herrn Prof. Reimer. Be-
vor ich die Frage stelle, wollte ich noch zwei Be-
merkungen vorab machen. Frau Vorsitzende, wir 
sind nicht informiert worden, dass wir heute auch 
über geringwertige Güter (GWG) reden. Ich hätte 
mir gewünscht, dass wir nach der Vordiskussion, 
die wir gehabt haben, und auch nach der mich 
etwas irritierenden Äußerung von Herrn Gewinnus 
vom DIHK, der nur die fiskalische, aber nicht die 
Bürokratie, die dahinter steht, angesprochen hat, 
mit dem Thema ernsthafter umgehen und das auch 
mit Vorbereitung machen können. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Ich habe das 
heute Morgen schon im Ausschuss angemerkt. Das 
ist uns bei der letzten Anhörung auch so passiert. 
Wir werden im Obleutegespräch darüber reden. 

Abg. Dr. Thomas Gambke (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Die zweite Vorbemerkung habe ich zu 
Herrn Welling. Sie haben die sechs Milliarden 
Überschuss angesprochen. Aber Sie wissen genau 
wie ich, dass es nicht um diese sechs Milliarden 
geht, sondern dass es um die verbundenen Unter-
nehmen geht, und wir darüber keine wirklich sub-
stanziellen Darstellungen haben. Es geht uns um 
Wettbewerb, nicht um die materiellen Dinge. 

Meine Frage geht deshalb noch mal an Herrn Falk 
und Herrn Prof. Reimer im Hinblick auf die kriti-
schen Bemerkungen, die wir auch gehört haben, 
auch hinsichtlich des Steuersatzes von 25 Prozent 
versus 15 Prozent. Wie bewerten Sie die Umsetz-
barkeit dessen, was wir hier zur Diskussion vor-

liegen haben, nicht nur in Hinblick auf den Pro-
zentsatz, sondern auch auf die vorgetragenen Be-
merkungen? Werden wir mit diesem Gesetzesent-
wurf etwas eindämmen können? Von der Ziel-
setzung waren auch die großen Kritiker überzeugt. 
Ich hätte mir deshalb gewünscht, dass von diesen 
auch einmal ein guter Vorschlag kommt.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Falk, bitte. 

Sv Torsten Falk (Hessisches Ministerium der Fi-
nanzen): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Was die 
25-Prozentgrenze der Niedrigbesteuerung angeht, 
möchte ich darauf hinweisen, dass der Gesetz-
entwurf die geltende deutsche Rechtslage wieder-
gibt. Im Außensteuergesetz (AStG) ist nämlich die 
Niedrigbesteuerung geregelt und dort heißt es 
25 Prozent. Wir aus Hessen hätten bei unseren 
Überlegungen keine Prozentzahl genannt, sondern 
hätten einfach auf das AStG verwiesen. Das zeigt 
nach meiner Auffassung eigentlich, dass die Dis-
kussion über die 25 Prozent im Rahmen dieses 
Gesetzgebungsverfahrens der falsche Ort ist.  

Man kann sich durchaus im Rahmen einer Reform 
der Hinzurechnungsbesteuerung über die 25-Pro-
zentgrenze unterhalten. Das halte ich sogar für not-
wendig oder das müsste eigentlich geschehen, da 
ich dort auch den Konflikt sehe. Die 25 Prozent 
werden nämlich mit der Gesamtbelastung von 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer begründet. 
Insofern müssen Sie, Herr Welling, dann auch noch 
das Gewerbesteuergesetz zitieren, wenn Sie auf den 
Steuersatz hinweisen. Wir haben da eine Gesamt-
belastung von 30 Prozent, und die Gewerbesteuer 
ist dabei je nach Hebesatz und Hinzurechnungen 
manchmal sogar der größere Anteil an der Gesamt-
steuerbelastung. Auf der anderen Seite wird dann 
im Bereich der Hinzurechnungsbesteuerung von 
Ihnen kritisiert, warum die Gewerbesteuer nicht 
angerechnet wird. Das ist aber ein Problem, das mit 
der Lizenzschranke nichts zu tun hat, sondern das 
ist ein grundsätzliches Problem. Dort stimme ich 
Ihnen sogar zu, dass man das diskutieren muss, 
aber dann bitte im Rahmen des BEPS-Umsetzungs-
punkts „Reform der Hinzurechnungsbesteuerung“ 
und dann nicht in diesem Gesetzgebungsverfahren. 
So würde ich die Prozentgrenze beurteilen. 
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Was die Anwendbarkeit des Gesetzesentwurfes 
angeht, glaube ich, dass es natürlich kompliziert 
ist. Aber das ist so, weil eben der Nexus-Ansatz, 
auf den sich die OECD geeinigt hat, kompliziert ist. 
Mir war von Anfang an nicht klar, wie die Länder 
eigentlich dieses Konstrukt überprüfen sollen, oder 
wie man genau feststellen soll, wie hoch der Anteil 
der Eigenforschung ist, wie viel darf ich dann an 
Fremdforschung zur 130-Prozentgrenze noch hin-
zufügen. Also, das Gesetz ist kompliziert, weil die 
OECD-Einigung kompliziert ist. Wir kommen ein-
fach nicht umhin, diese Kompliziertheit dann ge-
gebenenfalls in das nationale Gesetz zu überneh-
men.  

Allerdings waren mir manche Argumente hier 
nicht so ganz verständlich. Man weiß doch, wie in 
Europa die Patentboxsysteme aussehen, und man 
weiß auch, wie hoch der Steuersatz ist. In den 
Niederlanden sind es fünf Prozent, und dann kann 
ich es relativ einfach in diese Formel einsetzen. 

Insofern sehe ich die administrativen Probleme 
etwas gelassener. Es ist natürlich für die Unterneh-
men extrem schwer, das ist mir durchaus bewusst. 
Mir ist auch klar, dass der Nexus-Ansatz von der 
Überlegung ausgeht, dass ein einsamer Forscher in 
seiner Garage steht und dann die erste Pille noch 
bei sich selbst einwirft. Ich gebe Ihnen Recht, Herr 
Thumbs, dass die Welt komplizierter ist und natür-
lich heute auf der Arbeitsteilung beruht. Aber das 
können wir nicht mit diesem Gesetz ändern, wenn 
wir uns auf den Nexus-Ansatz beziehen, sondern 
da muss man dann eine Stufe vorher anfragen, ob 
der Nexus-Ansatz wirklich so realitätskonform ist. 
Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Reimer, bitte. 

Sv Prof. Dr. Ekkehart Reimer (Universität Heidel-
berg): Herzlichen Dank, Herr Dr. Gambke. Ich habe 
vier ganz kurze Punkte, die das erbetene Resümee 
jetzt mit zwei, drei kleinen Detailbemerkungen 
verbindet. 

Der erste Punkt ist noch mal global. Es ist in der 
Anhörung sehr deutlich geworden, dass wir im 

Grunde zwei konkurrierende Ziele haben, denen 
sich der neue § 4j EStG stellt, die aber nicht 
deckungsgleich sind. Das eine ist, die privaten 
Gestaltungen abzuwehren, die missbräuchlich sind. 
Das zweite ist, den staatlichen Steuerwettbewerb so 
einzudämmen, dass nach Möglichkeit den OECD-
Bemühungen, die sich im Nexus-Ansatz nieder-
schlagen, unilateral noch mal ein bisschen zusätz-
licher Schub gegeben wird. Der heutige Text des § 
4j EStG ist auf das zweite Ziel hin optimiert. Es 
geht also nicht primär um die Abwehr von miss-
bräuchlichen privaten Steuergestaltungen.  

Das bringt mich zu meinem ersten Punkt. Deutsch-
land ist und bleibt eingebunden in eine europä-
ische Verpflichtung, dass in keinem Einzelfall ein 
Steuerpflichtiger nachteilig behandelt wird, nur 
weil er seine Lizenzgebühren nicht an einen in-
ländischen Empfänger, sondern an einen EU-aus-
ländischen Empfänger zahlt. Ungeachtet der ins-
gesamt heute festgestellten Vereinbarkeit dieses 
§ 4j EStG mit Unionsrecht und den Vorgaben der 
OECD ist jedenfalls in einem sehr konkreten Fall 
immer noch ein Problem mit den Grundfreiheiten 
im heutigen Entwurf. Das Problem stellt sich dann, 
wenn wir einen EU-Zielstaat haben, in den die Li-
zenzgebühren abfließen und der im Prinzip gegen 
den Nexus-Approach verstößt, weil er ein privile-
giertes System anbietet, das nicht beschränkt ist auf 
Fälle einer substanziellen Geschäftstätigkeit, son-
dern das sozusagen Breitenwirkung mit seinen Pri-
vilegien hat. Unser konkreter Steuerpflichtiger hat 
aber in dem konkreten Zielstaat eine echte For-
schungs- und Entwicklungstätigkeit. Dann wäre 
nach der Rechtsprechung des EuGH zu Cadburry-
Schweppes dieser Steuerpflichtige nicht mit der 
Lizenzschranke zu belegen, weil es in seinem Fall 
keine künstliche Gestaltung ist, sondern eine sub-
stanzielle Geschäftstätigkeit zugrunde liegt. Der § 4j 
EStG knüpft aber globaler an den bösen Zielstaat 
an. Er ignoriert diesen Einzelnen und sagt: „Ziel-
staat, du fragst nicht nach der substanziellen Ges-
chäftstätigkeit“, und dann bestraft man den deut-
schen Steuerpflichtigen, der alles richtig gemacht 
hat. Das ist ein Problem, das ich auch jetzt nach der 
Anhörung noch in dem bestehenden Entwurf sehe. 
Ich meine, an diesem Detail lohnt sich noch mal 
die Nacharbeit. 



  

 
Finanzausschuss 

   
 

18. Wahlperiode Protokoll der 109. Sitzung 
vom 29. März 2017 

Seite 42 von 150 

 
 

Der zweite Punkt betrifft das, was Herr Falk ange-
sprochen hat, und dem würde ich voll zustimmen. 
Es ist richtig, dass der § 4j EStG sich am AStG 
orientiert. Das betrifft den Prozentsatz, der dort 
verwendet wird, wobei meine persönliche Präfe-
renz auch eine Absenkung wäre, damit wir keine 
Konflikte mit den deutschen Gemeinden haben, die 
ein Gewerbesteuerhebesatz von nur 200 oder 250 
haben. Bei diesen Gemeinden ist, wenn man ad-
diert, das Niveau unter 25 Prozent, selbst dann, 
wenn man den Solidaritätszuschlag einberechnet. 
Nun kann man sagen, das ist kein Präferenzregime, 
weil dann sozusagen in der ganzen Gemeinde die-
ser niedrige Hebesatz gilt. Aber das ist sehr frag-
lich. Ich weise nur auf den kommunalen Finanz-
ausgleich, die Abundanzumlage in vielen Flächen-
ländern hin. Es wird schon vieles von den Vortei-
len, die eine Gemeinde mit einem vergleichsweise 
niedrigen Gewerbesteuerhebesatz für sich erzielt, 
eben doch wieder ausgeglichen, und macht eben 
die ganze Sache beihilfenverdächtig bei uns. Wenn 
Sie das vermeiden wollen, was Sie mit Sicherheit 
wollen, schon mit Blick auf die deutschen Kommu-
nen, dann sind die 25 Prozent ein wenig zu hoch. 
Ich würde empfehlen 22 Prozent oder 15 Prozent. 
Das ist aber eine politische Entscheidung. 

Der dritte Punkt ist auch die Anknüpfung an Herrn 
Falk mit der Frage, ob wir mit diesem Begriff „sub-
stanzielle Geschäftstätigkeit“ gut arbeiten können. 
Da ist die kurze Antwort „ja“, aber er passt nicht zu 
§ 8 Absatz 2 AStG. Da verwendet der Gesetzgeber 
einen anderen Wortlaut, nämlich „tatsächliche 
wirtschaftliche Tätigkeit“. Diese beiden Ausdrücke 
sollten aber auf jeden Fall übereinstimmen, damit 
man hier wie dort die gleichen Maßstäbe hat. 

Das Vierte ist, nur noch mal als kleiner Merk-
posten, der „Treaty Override“. Es wäre richtig und 
wichtig, auch nach der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts, dass man, wenn man eine 
solche Lizenzschranke einführt, in allen künftigen 
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA)-Verhand-
lungen darauf achtet, dass der andere Vertragsstaat 
das auch weiß, und dass insoweit das verletzte 
Diskriminierungsverbot aus dem Artikel 24 Absatz 
4 OECD-Musterabkommen auch suspendiert wird. 
Diese Offenheit sollte Deutschland deswegen an 
den Tag legen, damit sein Wort im DBA-Bereich 
auch Gewicht behält. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Güntzler und Herr Binding haben noch eine 
kurze Frage. Also, wenn es wirklich kurz ist und 
die Antwort auch kurz ist, dann können wir das 
noch machen. Herr Güntzler für die CDU/CSU-
Fraktion, bitte. 

Abg. Fritz Güntzler (CDU/CSU): Ich verzichte viel-
leicht auf meine Vorbemerkung gegenüber Herrn 
Dr. Gambke. Ich will nur darauf hinweisen, dass 
Herr Gewinnus auch zum Bürokratieabbau etwas 
gesagt hat. So fair sollte man mit den Sachverstän-
digen schon umgehen. Wenn Sie mehr als einen 
Tag brauchen, um sich auf die umfänglichen Rege-
lungen der GWG vorzubereiten, dann müssen wir 
dafür eine Lösung finden. 

Ich würde Herrn Pross gerne noch mal ganz kon-
kret fragen. Sie haben den Inhalt der Übergangsre-
gelung noch mal geschildert, und wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, betrifft das Altfälle. Neu-
fälle kommen gar nicht in das Präferenzregime rein, 
wenn es nicht dem entsprechenden Ansatz ent-
spricht, auch bezogen auf das Wirtschaftsgut, so 
haben Sie ausgeführt. Dann stellt sich natürlich die 
Frage, ob wir dann eigentlich noch eine nationale 
Regelung brauchen, wenn es wirklich nur ein be-
schränkter Fall ist. Denn das Erhebungsvolumen 
wird mit 100 Millionen Euro für die nächsten Jahre 
gesehen. Da kann man auf die Idee kommen, wa-
rum wir das Ganze überhaupt machen. Meine Frage 
ist in dem Zusammenhang, wie es im Ausland ge-
sehen wird, wenn man eine Übergangsregelung 
macht, und die jetzt durch eine nationale Regelung 
sozusagen konterkariert. 

Die zweite Frage wäre an Herrn Dr. van Lishaut. Ich 
würde Ihnen die Chance geben, zu den Sanierungs-
geschichten noch etwas zu sagen, da Nordrhein-
Westfalen den Vorschlag gemacht hat. Es sind eini-
ge Punkte angesprochen worden. Vielleicht können 
Sie noch in der gebotenen Kürze, die die Vorsitzen-
de angesprochen hat, etwas dazu sagen. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Pross, bitte. 

Sv Achim Pross (OECD): Erstens, der Nexus-
Approach, den wir hier machen, ist eine Box um 
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die Box. Es klingt manchmal so, als müsste man 
das jetzt machen, weil die OECD sich darauf geei-
nigt hat. Da müssen wir uns im Klaren sein, dass 
das keine steuerpolitische Empfehlung ist, sondern 
der Nexus-Approach ist die Box um die Box, größer 
bitte nicht. Ob Sie das da drin machen, entscheiden 
Sie selbst. 

Zu Ihrer Frage kann ich ganz konkret antworten, 
dass es Beschränkungen gibt, die wir jetzt auch 
schon überprüfen. Der Nexus-Ansatz ist nicht ein-
fach. Deswegen haben wir ein Überprüfungsgre-
mium, in dem alle Staaten vertreten sind und 
überprüfen, ob das auch konform ist. Dabei wird 
auch auf die Einhaltung der 2016-Zeitschiene ge-
achtet.  

Trotzdem gilt als flankierende Maßnahme auch 
weiter, dass all das, was man international verab-
redet hat, auch umgesetzt wird. Wir haben keine 
Garantie, dass in Europa oder darüber hinaus die 
Leute auch zu ihrem Wort stehen. In diesem Be-
reich würden wir die Zielrichtung als sinnvoll an-
sehen.  

Wir würden aber Bedenken anmelden, ob es nötig 
ist, auf diese Übergangsregelung zu verzichten, die 
legitim und Teil des Kompromisses ist, den man 
international gemacht hat, und die durch die Ein-
schränkung und Beschränkung auf die Altfälle 
auch nicht so groß ist. Denn, so wie Sie richtig sa-
gen, könnte man im Ausland natürlich durchaus 
denken, dass damit gegen etwas vorgegangen wird, 
was wir ja verhandelt haben. Das beschränkt nicht 
die rechtlichen Möglichkeiten Deutschlands, das 
natürlich zu tun. Das ist eine politische Verabre-
dung. Aber diese Frage stellt sich durchaus und die 
wird sich dann in anderen Hauptstädten auch stel-
len. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Dr. 
van Lishaut, bitte. 

Sv Dr. Ingo van Lishaut (Finanzministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank, Herr 
Güntzler, für die Frage zu dem Thema „Sanierungs-
gewinne“. Also uns treibt dieses Thema auch des-

halb sehr um, weil wir diese Fälle hautnah in den 
Länderfinanzverwaltungen erleben. Deswegen bin 
ich sehr froh, dass wir hierzu einen Gesetzesvor-
schlag über den Bundesrat gemacht haben. Wir ste-
hen in Diskussionen mit dem Bund und glauben, 
dass wir eine Lösung finden, die nah an dem Sanie-
rungserlass ist, und die nicht mit diesem Alles-
oder-nichts-Prinzip arbeiten muss, was wir mo-
mentan hier drin haben. Herr Dr. Niering hat auch 
die Vorteile aufgezählt, wenn man es im Gesetz ge-
regelt hat, dass man nicht mit jeder einzelnen Ge-
meinde reden muss. 

Eine Schwierigkeit wird noch mal sein, dass wir 
das hinreichend gestaltungssicher machen. Es gibt 
schon Fälle, wo man nach einer absichtlichen Un-
terkapitalisierung in einer Insolvenz ist, und da 
kann es zum Bespiel sein, dass eine schlichte Be-
freiung über das Ziel hinausschießen würde.  

Ich hoffe, dass es nun vorangeht, auch in diesem 
Gesetzgebungsverfahren. In den schriftlichen 
Stellungnahmen ist viel zum Thema „Beihilfe“ 
gesagt worden. Das ist ein wichtiger Punkt, den ich 
jetzt nicht wiederholen muss. Aber ich hoffe, dass 
es jetzt noch voran geht. Das ist für die Unterneh-
men sehr wichtig. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Binding für die SPD-Fraktion. 

Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Schade, 
dass wir viele Sachverständige nur einmal fragen 
können. Für mich war die Anhörung wirklich zu 
kurz. Ich bin froh, dass Herr Güntzler gerade noch 
zwei Fragen gestellt hat, die ich auch gehabt hätte. 
Deshalb stelle ich nur noch eine Frage. 

Ich habe eine Frage an Herrn Falk zum Kontext der 
unentgeltlichen Übertragung von Betriebs- oder 
Mitunternehmeranteilen auf eine Körperschaft oder 
Personenvereinigung im Sinne von § 1 Absatz 1 
Körperschaftsteuergesetz (KStG). Halten Sie dies-
bezüglich eine klarstellende Regelung im 
§ 34a Abs. 6 EStG für notwendig? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Falk, bitte. 
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